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B e g r ü n d u n g
des Entwurfs des inerten Theits des proninzintrechts der Ojtsee- 

Gonnernewents.

Civilproeeßordnung.

D ie  Ceiitinl-Jnstizcominissioii hatte in Betreff des Civilproccsscs die Aufgabc — in Gemäßheit des 
Allerhöchsten Befehls S r. Majestät des Hochseligen Kaisers Nicolai I. an den Dirig'irenden Senat vom 1. Ju li 
1845 — für die Ostsee-Gouvernements alle in dem Ostseegebiete, in Grundlage' der ihnen Allerhöchst verlie­
henen Rechte, hinsichtlich ihrer Civilprocesse geltenden Nechtsbestimmnngen zu sammeln, sie in volle'Gewißheit 
und Bestimmtheit zn bringen, und bei der Ordnung und Darstellung derselben die neueren Civil-Proeeßprincipien, 
welche auch in dem Fundameutal-Neglement für die Reorganisation der Rechtspflege im Reiche vom 29. Sep­
tember 1862 Aufnahme gefunden haben, in Anwendung zu bringen und ihnen' möglichste Rechnung zu tragen. 
Die Pflicht der Commission war es daher vor Allem, die im Laufe der Zeiten 'in dein Oftseegebiete dnrch 
Gesetz und Gerichtsgebrauch eingeführten und sich weiter aus sich selbst entwickelt habenden Civil-Proceßuormen 
ins Auge zu fassen, —  diese Normen soviel, als thunlich, unter einander auszngleichen und, ohne Gefährdung 
ihres Wesens, ihnen die als zweckmäßig anerkannten neueren Grundsätze der Civil-Prozeßtheorie, als: die Ber- 
handlungsmapime, die Oeffentlichkeit, die Mündlichkeit (Unmittelbarkeit), die freie Beweiswürdignng n. s. w. 
anzupassen.

I n  den ersteil Zeiten der Occupation des Ostseegcbiets dnrch die aus Deutschland hernbergekommeuen 
Gründer der Städte- nud Ländergebiete war das Privatrecht und der mit demselben in innigem Zusammenhänge 
stehende Civilproceß ein vielartig gestalteter, indem zn jenen Zeiten auch in Deutschland fast in jedem Stad't- 
nnd Landgebiete ein besonderes Stadt- oder Landrecht galt, welches die Eingewanderteu, je nach ihren: Herkom­
men, in die von ihnen begründeten Colonien übertrugen. Dieses vielseitig gestaltete Stadt- und Landrecht war 
aber immer deutschen Ursprungs und in Deutschland giltiges Recht, welchem nur Sitten und Gewohnheiten der 
verschiedenen Territorien verschiedenartige Formen gegeben hatten.

B is über die M itte des sechzehnten Jahrhunderts hinaus gehörte das Ostseegebiet zum Deutschen Reiche; 
—  es unterlagen daher bis dahin die Nechtsinstitute dieses Gebiets der Legislation des Deutschen Reichs und 
der in Deutschland sich immer mehr ausbildcnden wissenschaftlichen Nechtsentwickelung. Da nun im Laufe dieser 
Zeiten Deutschland das römische Recht bei sich der Art aufnahm, daß hierdurch die altdeutschen Nechtsinstitutioneu 
fast ganz in den Hintergrund gedrängt oder zum wenigsten nach diesen: Recht umgebildet wurden, so trat solche 
Wirkung auch im Ostseegebiete ein.

Bei der Trennung von: Deutschen Reiche galt somit in dem Ostseegebkete im großen Ganzen das 
damals auch in Deutschland geltende, meistens auf römisch-rechtlicher Grundlage beruhende Privat- und Proceß- 
recht, welches noch ausdrücklich durch den IV . Pnnkt des pmvile^ii L iA m m u n c k i  ^ngnsti c ie  n n n o  1561 be­
zeugt wird. Natürlich war es daher, daß auch nach der Trennung von: Deutschen Reiche in dem Ostseegebiete 
die weitere Entwickelung und Fortbildung dieser Rechte der weiteren Entwickelung und Fortbildung derselben in: 
Deutschen 9:eiche folgte, da in beiden Gebieten, wie gezeigt, dasselbe Recht galt.' Dazu kam, daß die sich dem 
Rechtsstudinm Widmenden, beim Mangel wissenschaftlicher Lehranstalten in: Ostseegebiete, die in Deutschland in 
Blüthe stehenden Universitäten besuchten, und die von dort heimgebrachteu Kenntnisse weiterer deutscher Rechts- 
entwickelnng in der Legislation und in den Gerichten ihres Heimathlaudes verwertheten.

Die natürliche Folge war, wie auch die Nechtsqnellen cs bezeugen, daß nicht nur die weitere Legis­
lation das Privat- und Proceßrecht ans dentsch-römisch-rechtlicher Grundlage fortbaute, sondern auch der Gerichts­
gebranch, bei Ermangelung specieller Gesetzbestimmung und bei erforderlich werdender Auslegung zweifelhafter Ge­
setze, zi: dem deutsch-römischen Rechte als Hilfsrecht griff, wobei sich dann die Fortentwickelung der deutschen 
Rechtswissenschaft als maßgebend zeigen mußte.

Auf dieser historischen und rechtlichen Grundlage der Rechtscutwickelung in dem Oftseegebiete beruht
denn auch das den I I I .  Theil des Provinzialrechts der Ostsee-Gouvernements bildende, neuerdings Allerhöchst 
bestätigte und in gesetzliche Kraft und Wirkung getretene Privatrecht derselben, und mußte daher bei dem Ent­
würfe zu den: den IV . Theil des Provinzialrechts der Ostsee-Gouvernements zu bilden bestimmten, mit dem



Privatrechte ganz besonders in unauflösbarem Zusammenhänge und Wechselwirkung stehenden Civilproceß von 
derselben historischen und rechtlichen Grundlage ausgegangcn und darauf die Anwendung, resp. Anpassung der 
neueren Grundsätze der Civil-Prozeßtheorie fortgebaut werden.

Daß die Central-Jnstizcommission diesem hier entwickelten und begründeten Rechtsboden der Ostsee- 
Gouvernements in dem von ihr vereinbarten Entwürfe zum Civilproceß dieser Gouvernements Rechnung getragen, 
und hierbei die allgemein als zweckmäßig anerkannten, auch in dem Fnndamental-Neglement für die Reorganisation 
der Rechtspflege im Reiche enthaltenen neueren Principien der Civil-Proeeßtheoric in vollkommene Anwendung 
gebracht hat, durfte aus dem Entwürfe selbst und den für dessen einzelne Theile angefügten Begründungen sich 
ergeben.

  -

Erwägungen,
betreffen- die zu der Cimlproceßordmmg beliebten Abänderungen 

und Zusätze, sowie die Segrüudnngen.
Aä Art. 3 soll der Satz: „D ie weitere Verhandlung der Sache einzustellen" — wegfallen.

Es wird dagegen folgende neue Redaction dieses gestrichenen Satzes in Vorschlag gebracht:
„Diejenigen Maßregeln, welche dem künftigen gerichtlichen Urtheile vorgreifen, zu unterlassen."

Dieser Vorschlag rechtfertigt sich dadurch, daß es sich hier von in Frage kommenden Umständen han­
delt, deren Entscheidung den Civilgerichten zusteht, somit letzterer nicht durch administrative Maßregeln Präiudicirt 
werden darf.

Zum ersten Luch.
^6  Art. 55 soll hinzugefügt werden: „Durch Prorogation kann jedoch der Gerichtsstand der belegenen Sache nicht abae- 

andert werden." / / u

Dieser Zusatz dürfte nicht erforderlich sein, da der Art. 56, Pkt. 1, bereits es ausspricht, daß eine
Prorogation unzulässig ist, wenn die Streitsache ausschließlich vor ein bestimmtes Gericht gewiesen ist   und
der Art. 37 die Bestimmung enthält, daß für dingliche Klagen u. s. w. der Gerichtsstand der belegenen Sache 
ausschließlich zuständig sein soll.

^6  Art. 136 soll hinzugefügt werden: „Vollmachten an beeidigte Advocaten können auch auf ordinärem Papier aeschrieben 
und von der Polizei, dem öffentlichen Notar oder dem Einzelrichter beglaubigt werden."

Dieser Zusatz dürfte dahin zu beschränken sein:
„Vollmachten an Advocaten können auch ans gewöhnlichem Papier geschrieben und beglaubigt 
werden."

In  den Ostsee-Provinzen sind alle Advocaten auf ihr Amt beeidigt, und heißen schlechthin Advocaten- 
nach Art. 3022 des III. Theils des Proviuzialrechts sind ferner nur die mit Civil-Gerichtsbarkeit versehenen 
Behörden — wozu die Polizei nicht gehört — zur Beglaubigung von Urkunden befugt, warum denn auch der 
Wegfall der Polizeibehörde beim Zengniß zum Armenrecht zum Art. 207 beliebt worden ist; endlich ist die be­
zügliche Berechtigung und Verpflichtung der Notare und Einzelrichter bereits in dem Art. 140 anfgeführt.

Ack Art. 147 soll hinzugefügt werden:
9) „Klagen und Ausstellungen wegen Fälschung zu erheben."

Sollte diese Bestimmung sich auf Fälschungsklagen beziehen, so wäre es selbstverständlich, daß eine zur 
Führung eines Civilstreits ausgestellte Vollmacht nicht ohne bezügliche, darauf hin gerichtete Clausel hierzu aus­
reichend erachtet werden kann. Diese Klage bildet, wenn ihr Grund in einer Civil-Streitsache hervortritt, einen
nicht im Civil-, sondern Criminalproceß zu erledigenden Jncidenzpnnkt, bis zu dessen Beendigung die Civil-Streit­
sache in Gemäßheit des Art. 4 einznstellen ist.

Bezieht sich diese Bestimmung dagegen nur auf Fälschungs-Einreden und bezügliche Repliken zu den: 
civilrechtlichen Zweck der Entkräftung, resp. Aufrechterhaltung der Beweiskraft von in einer Civil-Streitsache vor­
gebrachten Urkunden, so haben diese Fälschungs-Einreden und Repliken an sich keine strafrechtliche Folge,, und 
es ist nicht einleuchtend, warnm deren Vorbringung einer Specialvollmacht bedürfen sollte, blos weil sie möglicher­
weise zu einem strafrechtlichen Verfahren Veranlassung geben könnten, welches letztere auch bei ändern Ein­
reden, resp. Repliken, wie z. B. bei den den ckoius, die Familien- und Eherechte u. s. w. behandelnden, immer 
eintreten kann.

Sollte aber dennoch der Vollmachtgeber seinen Bevollmächtigten auch in letzterer Hinsicht beschränken 
wollen, so steht ihm dieses nach dem ersten Satze dieses Artikels ohnehin zu.

10) „einen anderen Bevollmächtigten zu substitniren."
In  Folge Annahme dieses Punktes wäre der folgende Artikel 148 dahin abzuändern:

„Der Bevollmächtigte kann — auch wenn die Vollmacht nicht das Recht der Substitution
enthält — unter der in Art. 4379 des III .  Theils des Provinzialrechts enthaltenen Voraus­
setzung die Vornahme von Prozcßhandlungen einem Stellvertreter übertragen."

Dieser Vorschlag rechtfertigt sich aus dem Inhalt des bezogenen Artikels des III. Theils des Provin­
zialrechts.



Art. 198 ist die Sicherheitstellmig für Prozeßkostcn bei den Collegialgerichten beanstandet und eine bezüqliche Bearün- 
dnng verlangt worden.

Schon in Gemäßheit dieses Artikels soll diese Vorschrift mir in Streitsachen vor den Collegialgerichten 
—  somit nicht in denen vor den Einzclrichtern —  und dann auch nicht in den daselbst anfgezählten A usnahm s­
fällen, zur Anwendung kommen; —  somit erleidet sie schon eine große Beschränkung.

Diese Vorschrift hat seit unvordenklichen Zeiten bis auf die Gegenwart in den O stsee-Provinzen in 
weit ausgedehnterem M a ß e ,  als  hier anfgestellt worden ist, G eltung , nud zwar sowohl in G rundlage ausdrück­
licher Gesetzbestimmuug, als auch dauernder Anwendung bei den Gerichten.

D ie  betreffenden Gesetzbestimmungen sind:
§  18  der Kurländischen L tn tn te n  d e  a n n o  1 6 1 7 .
A 33  ikückenr.
ß  22  ad  dem dei 'ia  der commissorialischen Decisiouen de  a n n o  1 7 1 7 .
§  4 0 6  der Kurländischen Bauerverordnung in Streitsachen, deren W erth  10  R b l.  übersteigt.
K url.  P roceß-Jnstrnc t.  T h l .  I, T i t .  1, Z 2 3 ;  2, Z 2 1 ;  5, K 7.
D a s  mittlere Livl. Nitterrccht, Cap. 105 .
Livl. Landesordnung, pa»-. 60 , § 1 6 .
Nigasche S t a tu t e n  Buch I I ,  T i t .  8, §  1 — 3 ;  16, §  1 ;  31 , §  2.
Abgeänderte Artikel des Nigaschen Rechts, Buch I I ,  T i t .  3 1 ,  §  7.
Ehstläudisches R it te r-  und Landrecht, Buch I, T i t .  18 , § §  1 und 2.

F ü r  die Zweckmäßigkeit —  ja  Zurechtbestäudigkeit —  somit Beibehaltung dieser Vorschrift, sprechen 
folgende G ründe:

D e r  in gerichtlichen Anspruch genommene Beklagte befindet sich in dem ruhigen, ihm durch das  Gesetz 
sichergestellten G enuß des durch die Klage geforderten S tre i to b je c ts ;  er kann daher mit Recht beanspruchen, daß 
er in diesem Zustande nicht nurechtfertiger nud leichtsinniger Weise gestört, jedenfalls aber ihm ein M i t te l  geboten 
werde, um die dnrch diese widerrechtliche S tö ru n g  ihm nothwendiger Weise geursachten Proceßkosten ohne W ei­
terungen wieder zu erlangen. D e r  Kläger erhebt einen Anspruch, dem an sich noch keine rechtliche Vermuthuug 
zur S e i te  steht, und erscheint somit rechtlich verpflichtet, dem, wie gesagt, auch bei einem unrechtfertigen oder 
leichtsinnigen Anspruch zu einer Proceßkosten-Auslage genöthigten Beklagten für der letzteren ohne Weiterungen 
zu erlangende Wiedererstattung Sicherheit bieten zu müssen.

W ie sich hieraus die rechtliche Nothwendigkeit dieser Vorschrift aus der rechtlichen S te l lu n g  des B e ­
klagten und des Klägers zu dem Streitgegenstand ergiebt, so könnte auch der Wegfall dieser Vorschrift mög­
licher Weise dem Kläger zum Nachtheil gereichen, indem er daun mit weniger Ueberlegung zur Erhebung der
Klage schritte, als wenn durch diese Vorschrift ihm die Folgen einer nnrechtfertigen oder leichtsinnigen Klageer­
hebung recht vor Augen geführt worden. D ie  Erfahrung der Gerichte bestätigt den letzteren Satz  in den Sachen,
in welchen diese Vorschrift nicht zur Anwendung kommt.

Art. 307 soll zu Kosten: „und Schäden" —  hknzngcfngt werden.
Dieser Zusatz dürfte nicht erforderlich sein, indem die zu ersetzenden Proceßkosten aus den Proceßacteu

zu entnehmen sind und daher keines neuen S tre i te s  bedürfen. Hinsichtlich der von dem Beklagten zu beanspru­
chenden Schäden ist es jedoch anders, indem sie behufs ihrer Feststellung eines S t r e i te s  bedürfen, der Proceß- 
rechtlich von dem bisherigen Beklagten in gehöriger proceßmäßiger F o rm  dnrch besondere Klage erhoben werden muß.

Zum Weiten Buch.
Dieser Entw urf enthält im zweiten Buche:

I m  T ite l  I. das ordentliche Verfahren vor Collegialgerichten,
im T ite l  I I .  das ordentliche Verfahren vor Einzelrichtern,
im T ite l  I I I .  das außerordentliche Verfahren, welches enthält:

Hauptstück 1. D a s  schriftliche Verfahren mit mündlicher Schlußverhandluug,
„ 2. den Executivproceß,
„  3. den Wechselprotest,
„  4 . den bedingten Zahlungsbefehl,
„ 5. die Aufforderung zur Klage und zur Geltendmachung von Rechten,
„  6. den Besitzproceß,
„  7. den Arrestproceß,
„  8. die einstweiligen Verfügungen,
„ 9. den Handelsproceß.

I n  allen diesen verschiedenen Proceßarten —  mit alleiniger Ausnahme des im Hauptstück 1, des T ite ls  
I I I .  behandelten „außerordentlichen Verfahrens mit mündlicher Schlußverhandlung" —  ist den Grundsätzen der 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit, resp. Unmittelbarkeit zwischen Parte ien  und Richtern, in möglichst großem, 
ja  vollem M a ß e  Rechnung getragen, indem beide Fundamental-Rcgeln in besonderen Hauptstücken, und zwar dein 
2. und 3. Hauptstück der in dem H I .  T i te l  des ersten Buches aufgeführten allgemeinen Vorschriften über das
Verfahren hervorgehobcn, namentlich über den Grundsatz der Mündlichkeit folgende durchgreifende Regeln
gegeben sind:

Art. 2 2 6 .  Alle Nechtsstreitigkeiteu werden mündlich verhandelt.
Art. 2 3 0 .  I n  den vor Collegialgerichten geführten Processen wird die mündliche Verhandlung durch

Schriftsätze der Parte ien  vorbereitet.
Art. 2 3 1 .  Am Ende: Nechtsansführuugen dürfen die Schriftsätze nicht enthalten.
Art.  2 3 9 .  D ie  mündliche Verhandlung dient in tatsächlicher Beziehung als G rundlage für die richter­

liche Entscheidung.



Titel I. Ordentliches Verfahren vor Collegialgerichten.
Das im Titel I. des zweiten Buches behandelte „ordentliche Verfahren vor Collegialgerichten" ent­

spricht ganz den in den allgemeinen Vorschriften über das Verfahren über den Grundsatz der Mündlichkeit ae- 
gebenen Regeln: ^

„Auf dem der Kanzlei des Proceßgerichts zu übergebenden, die Klage enthaltenden Schriftsätze (Klage­
anträge) hat der Vorsitzende des Proceßgerichts die Tagfahrt zur mündlichen Verhandlung unver­
züglich anzuberaumen, und ist sodann eine Abschrift davon dem Beklagten zu behändigen, welcher 
seinen Gegenantrag (Vernehmlassung) mindestens acht Tage vor der für die mündliche Verhand­
lung angesetzten Tagfahrt der Kanzlei des Proceßgerichts zn übergeben hat — welcher wieder 
dem Kläger^ zugestellt wird; — worauf dann in der angesetzten Tagsahrt nach Art. 236 die
mündliche Verhandlung damit beginnt, daß nach dem Aufrufe der Sache beide Theile linier genauer
Bezeichnung der Parteien und des Streitgegenstandes ihre Gesuche stellen."

Daß der Entwurf hiernach für das ordentliche Verfahren vor Collegialgerichten nur zwei vo rbe re i ­
tende Schriftsätze angenommen hat, findet seine Rechtfertigung resp. Begründung in Folgendem:

Der in allen neueren Proceßordnnngen und auch im Fnndameutal-Neglement zur Reorganisation der 
Rechtspflege im Reiche als Grundregel ausgestellte Grundsatz der Mündlichkeit, resp. Unnnttelbarkeit zwischen 
Richter und Parteien, kann nicht in Wahrheit realisirt werden, wenn nicht der Schriftlichkeit genau bestimmte 
Grenzen gezogen werden, ja wenn nicht der letzteren —  auch insoweit sie zur Aufklärung der Richter und der
Parteien über den Streitgegenstand vor der mündlichen Verhandlung desselben sich als linerläßlich darstellt —
der Charakter der Vorausbestimmung, so viel als möglich, genommen und bloß der der Vorbereitung znge- 
theilt wird. Der A rt allein wird die mündliche Verhandlung — d. H. die Mündlichkeit — der Schwer­
punkt des Processes, und die Schriftlichkeit tritt als bloße Vorbereitung — somit Nebensächliches —  in den 
Hintergrund.

Die Erfahrungen aller Länder in alter und neuer Zeit haben es gezeigt daß, trotz allein abstracten 
Gebote der Mündlichkeit der Processe, das Unterlassen der genauen und bestimmten Charakterisirnng der der 
mündlichen Verhandlung voransgehenden Schriftsätze, a ls solche einzig und al le in vorbereitende, und des 
Gebots: „daß die mündliche Verhandlung in thatsächlicher Beziehung als Grundlage für die richterliche Entschei­
dung dienen soll," — mW vollends die Zulassung mehrerer Schriftsätze der Parteien den Proceß zuletzt der 
Art in die Schriftlichkeit hinübergeführt haben, daß die den Schriftsätzen folgende mündliche Verhandlung — 
somit die Mündlichkeit — zum leeren Scheine herabsinkt. Die Richter und die Bevollmächtigten der Parteien 
(vor den Collegialgerichten in der Regel Advokaten) sind nur zu leicht geneigt, auf den ihnen gewohnten und 
mehr bekannten Weg der Schriftlichkeit wieder einznlenken, in welche sie sodann auch den Schwerpunkt des Pro­
cesses verlegen.

Diesen Erfahrungen ist denn auch ein großer Theil des Ostseegebietes nicht entgangen, denn z. B  in
Kurland haben die schon vor Jahrhunderten über die Oeffentlichkeit und'Mündlichkeit der Criminal- und Civil-
processe emanirten Gesetze, als:

Z 14. der ioi'mutn noAimiiim cts nnno 16t 7. „ I n  allen Criminal- als Civilgerichten sotten die Pro- 
cessê  suunuarisch verhandelt werden, dergestalt, daß al le V o r t rä g e  mündlich und nicht 
schrift l ich geschehen."

ß 15. idictem. „Doch soll es den Parteien erlaubt fein, eine kürzlich abgefaßte Darstellung ihrer 
Sache zur Uebersicht des Richters einzureichen."

8 11. der Deeisn rrct ctemäenin der commissorialischen Decisionen 46 ninro 1717; die LL 17 und 18
der toi-mnlrr ne-immis u. s. w. '

Landtagsschluß vom 3. September 1717 schreibt vor, „daß die im angezogenen 8 15 der tonmuln 
i'6Aimmi8 gestatteten Schriftsätze nicht über zwei Bogen enthalten sollen." —  

es allein nicht zu verhindern vermocht, daß die Processe aus Beguemlichkeit der Richter und der Advocaten in die 
Schriftlichkeit verfallen, und Oeffentlichkeit und Mündlichkeit derselben zu einer bloßen nichtssagenden Form 
herabgesunken sind.

Diese Erfahrungen — verbunden damit, daß in einem ändern Theil des Ostseegebiets, namentlich in 
der Stadt Riga, ein reinmündliches Verfahren bis auf den heutigen Tag gehandhabt wird und sich als außer­
ordentlich zweckmäßig bewährt —  führten dahin, die obenerwähnten, genau ausgedrückten Schranken gegen das 
liebergreisen der Schriftlichkeit in dem ordentlichen Verfahren vor den Collegialgerichten zu errichten, und hierdurch 
der Mündlichkeit eine gesicherte Stätte in diesem Verfahren zu sichern. Es war dieses nicht eine launenhafte 
Annahme fremdländischer Rechtsanschaunngen als solcher, sondern dieses war das Ergebnis; eigener provinzieller,
Jahrhunderte lang und in der Gegenwart noch in Kraft bestehender Gesetzbestimmnngen, Rechtsanschaunngen und 
Erfahrungen. ' , / v .

Titel II. Ordentliches Verfahren vor Einzelrichtern.
I n  dem im I I.  Titel des zweiten Buches behandelten „ordentlichen Verfahren vor Einzelrichtern" 

konnte dem Grundsätze der Mündlichkeit noch mehr Rechnung getragen werden, da dieses Verfahren für Sachen 
geringeren Belangs und im Durchschnitt einfacherer Natur bestimmt ist; daher die in dem ordentlicheil Verfahren 
vor Collegialgerichten als unerläßliche Regel aufgenommene Festsetzung zweier, die mündliche Verhandlung vorbe­
reitender Schriftsätze hier weggefallen ist und bestimmt worden, „daß die Klage mündlich angebracht und ihrem 
wesentlichen Inhalt nach zu Protokoll genommen werden soll, —  dem Kläger jedoch gestattet sei, an Stelle 
mündlichen Vorbringens ein die Klage enthaltendes Schriftstück einzureichen, worüber die erforderliche Bemerkung 
zn Protokoll zu machen."



Titel HI. Außerordentliches Verfahren.
Hauptstück 1. Schriftliches Verfahren mit mündlicher Schlußverhandlung.

(Art. 541 — 562.)

Das in dem H l. Titel des zweiten Buchs im Hauptstnck 1 behandelte „schriftliche Verfahren mit 
mündlicher Schlnßverhandlnng" ist in diesen, das außerordentliche Verfahren überhaupt behandelnden I I I .  Titel 
verwiesen, weil mau dieses Verfahren dem als Regel vorausgesetzten „ordentlichen Verfahren vor Collegial- 
genchten" als eine Ausnahme deutlichst entgegensetzen mußte, und ist cs, trotz seiner mündlichen Schlußverhand- 
lnng, als eine schriftliches bezeichnet worden, weil in diesem Verfahren der Schwerpunkt des Processes in die bis 
auf vier erweiterten Schriftsätze gelegt ist, wie aus folgenden, in demselben aufgestellten Regeln sich ergiebt:

„Wird dieses Verfahren angeordnet, so hat das Proceßgericht ein Gerichtsglied mit der Leitung des Ver­
fahrens zu beauftragen.

Alle Einreden, Repliken und Dupliken — welcher Natur sie auch seien — sind in den Schriftsätzen 
vorzubringen; es sei denn, daß sie nicht später entstanden oder zur Kenntniß der betreffenden Partei 
gelaugt wären.

Nach eröfsneter Sitzung des Proceßgcrichts hat der mit der Leitung des Verfahrens beauftragte Richter
auf Grund der verhandelten Schriftsätze eine Darstellung des erheblichen Inhalts der Aeten vorzutragen.

Eine Aenderung der Klage in der mündlichen Verhandlung ist selbst mit Einwilligung des Beklagten 
nicht zulässig.

Die im schriftlichen Verfahren ergehende richterliche Entscheidung erfolgt in Grundlage der Acten.
Gegen diese Entscheidung ist der Einspruch nicht zulässig.
Der in dem Art. 356 bezeichnete Antrag auf Berichtigung findet nicht statt."

Da — wie des Weiteren oben gezeigt — dem dem Rechtsboden der Ostseeprovinzen entsprechenden 
und in seiner Entwickelung sich ihm anschließenden Grundsätze der Mündlichkeit in dem Entwürfe für das ordentliche 
Verfahren vor Collegialgerichten vollkommene Rechnung getragen und derselbe hierdurch vor jeder Schwankung 
gesichert worden war, so konnte desto unbedenklicher dieses schriftliche Verfahren mit mündlicher Schlnßverhandlnng
ui ganz bestimmt bezeichneten Fällen — nämlich in Nechnungs- und Erbschaftssachen, welche vor einem Collegial-
gerichte anhängig sind, wenn dieselben wegen außergewöhnlichen Umfangs oder besonderer Verwickelung der 
thatsächlichen Verhältnisse oder des Bcwcismaterials eine gründliche Erörterung im ordentlichen Verfahren nicht 
erwarten lassen — zugelassen und statuirt werden. Weiter durfte man aber nicht die Ausnahmsfälle greifen oder 
gar dem Ermessen der Richter oder der Parteien und Bevollmächtigten auch nur ausnahmsweisen Gebrauch dieses 
schriftlichen Verfahrens anheimgeben, wollte man nicht die in dem ordentlichen Verfahren vor Collegialgerichten 
für den Grundsatz der Mündlichkeit errichtete Schutzwehr dem Zufall nnd der Willkür anheimgeben.

Hauptstücke 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 9.
Die anderen in dem I I I .  Titel des zweiten Buches aufgeführten, nnd eine jede für sich besonders

behandelten außerordentlichen Proceßarten bestehen, mit Ausnahme des bedingten Zahlungsbefehls, des Wechselpro-
cesses und des Handelsprocesses, als solche seit Jahrhunderten bis auf die Gegenwart in den Ostseeprovinzen, 
und zwar mit besonderen für eine jede dieser Proceßarten gegebenen gesetzlichen Regeln nnd Vorschriften, und 
sind sie in diesem Entwürfe nur dem allgemeinen Grundsätze der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit angepaßt worden.

Die diese einzelnen Proceßarten begründenden Gesetzbestimmungen sind folgende:

Hauptstück 2. Gxecntivproceß.
(Art. 563 — 573.)

ß 5 Kurländische Statuten cks nrino 1617.
ß 13 nä äesickm'in Commiss. cks anno 1717.
'Landtagsschluß v. 20. Juni 1683.

„  Z 3 v. 13. Juni 1684.
Z 519 bis 527 der Knrländischen Bauerverordnung vom Jahre 1817.
^eta, eomp. vom 29. November 1642 § 1 2 .

„  30. Ju li 1648 § 10.
„  „  30. Juni 1717 § 9.

Kurl. Proceß-Jnstruct. I, 1, § 5; II, 1, § 2 flg .; 4, § 1 flg.; 5, § 1 flg.; 6, § 1 flg.
Mittleres Livl. Nitterrecht Cap. 74, 97.
Königliche Resolution v. 22. Sept. 1671 (Justiz-Puncte).

,, Verordnung über Epecntion v. 10. Ju li 1669, § 5.
Nigasche Statuten B. I I ,  T it. 12 § 3; 24, 2.
Ehstl. Ritter- nnd Landrecht B. I, T it. 8, Art. 9; 28, Art. 6.
Lüb. Stadtrecht vom Jahre 1586, I I I ,  1, § 7, 8, 14.
Bericht des Rev. Raths vom Jahre 1784.

Hauptstück 3. Wechselproceß.
(Art. 574— 585.)

Der bezügliche Entwurf hat den Proceßbestimmnngen der Wechselordnung vom Jahre 1832 Rechnung 
getragen nnd nur solche Aenderungen vorgenommen, wie sie den neueren Proceßrechtsprincipien und handelsrecht­
lichen Grundsätzen entsprechen.

Siehe auch Patent der Kurl. Gouv.-Neg. v. 21. Febr. 1833.
Nigasche Stat. V, 8.



Königliche Wechselordnung v. 10. Marz 1671.
Lübische Wechselordnung v. 26. April 1662.
Bericht des Rev. Raths v. 1784.
Senats-Ukas v. 12. Septbr. 1805.
Polizeireglement und Instruction der Stadtgerichte v. 24. Septbr. 1800, Z 6.

Hauptstück 4. Bedingter Zahlungsbefehl.
(Art. 586 —  595.)

Dieses Verfahren hat Aehnlichkeit mit den im Epecntiv-, Besitz- und Arrestproceß bisher üblichen Man­
daten; — in der Art und Weise aber, wie der Entwurf dasselbe in Vorschlag bringt, ist es ein neues Institut,
dessen Zweckmäßigkeit sich ans Folgendem ergiebt:

Es kann nur bei dem Einzelrichter innerhalb der Grenzen seiner Zuständigkeit beantragt werden, wenn 
die Forderung eine Geldsumme oder andere vertretbare Sachen zum Gegenstaude hat und sich aus deu Angaben 
des Gläubigers nicht ergiebt, daß dieselbe überhaupt oder zur Zeit unstatthaft ist oder von dem Schuldner be­
stritten wird.

Der tägliche Verkehr ruft eine Masse von Rechtsverhältnissen hervor, welche vor die Gerichte gelangen,
obwohl sie nicht streitig erscheinen und es auch nicht sind, und demgemäß einer richterlichen Entscheidung gar nicht
bedürfen. Sie gelangen vor die Gerichte lediglich ans dem Grunde, weil der Schuldner ans Saumseligkeit, 
Nachlässigkeit oder wegen Mangels augenblicklich bereiter M itte l, die von ihm in vollem Maße anerkannte For­
derung nicht berichtigt.

Es erscheint somit dringendes Bedürfnis;, für die Geltendmachung derartiger nichtstreitiger Verhältnisse 
des täglichen Verkehrs die Anordnung eines möglichst einfachen und wellig kostspieligen Verfahrens, wie der be­
dingte Zahlungsbefehl" es ist. Gefährdet wird das Interesse des Schuldners in keiner Beziehung, indem er ja
nach Art. 592 dieses Entwurfes gegen dieses Verfahren Widerspruch erheben kann, und in diesem Falle die Kosten
voll dein Gläubiger zu tragen sind, wenn er im darauffolgenden Rechtsstreit unterliegt.

Kammergerichtsordnung v. 1555, Th. I I ,  Titel 23.

Hcuchtstnck 5. Die Aufforderung zur Klage und zur Geltendmachung von Rechten.
(Art. 5S6—-63S.)

H 11 der Kurl. Statuten 06 anno 1617.
§ 528— 533 der Kurl. Bauerverordnung v. I .  1817.
Kurl. Proceß-Iustruct. I, 2, ß 54, 55; 4, § 2; I I ,  7.
Rigasche Statuten II ,  3.
Ehstl. Ritter- und Landrecht I, 9, Art. 13; 15, Art. 1.
Bericht des Rev. Raths v. 1784.
Th. I I I  des Proviuzialrechts Art. 373, 2451, 2452, 2538, 2576, 2597, 2619, 3019.

Hauptstück 6. Besitzproceß.
(Art. 640 —  645.)

Z 14 uck clesiZm'iu der commissorial. Decisionen Oe unno 1717.
Z 516—518 der Kurl. Bauerverordnnng v. I .  1817.
Patent der Kurl. Gouv.-Neg. v. 22. Januar 1829, Nr. 860.
Proceßinstructorium I I ,  9.
Livl. Landesordnung v. 20. Mai 1630, H 8.
Hofgerichtsordnung v. 6. September 1670.
Ehstl. Ritter- und Landrecht I, 5, Z I ;  4, Z 16; IV , 22.
Proviuzialrecht Th. I I I ,  Art. 685 flg.; 693 flg.; 947.

Hauptstück 7. Arrestproceß.
(Art. 646-672.)

ZZ 34 und 36 der Kurl. Statuten Oo anno 1617.
Patent der Kurl. Gouv.-Neg. v. 29. März 1813, Nr. 1491.
Z 504— 515 der Kurl. Bauerverordnnng v. I .  1817.
Kölligliche Verordnung über Epecution v. 10. Ju li 1664, Z 14.
Königlicher Befehl v. 10. Ju li 1669, Z 4.
Rigasche Statuten II , 2, Z 2; 15, Z 1 flg.
Ehstl. Ritter- und Landrecht I, 35, Art. 1 flg.
Bericht des Rev. Raths v. 1784.
Lübisches Recht v. 1586, V, 12.

Hauptstück 8. Giustweilige Verfügung.
(Art. 673— 678.)

Z 37 der Kurl. Statuten cle uuno 1617.

Hauptstück 9. Handelsproceß.
(Art. 679— 697.)

Der Handel hat cs mit den beweglichsten Lebensverhältnissen zu thuu. Sein Gedeihen hängt in nicht 
geringem Maße von den Rechtsinstitutionen ab, die bestimmt sind, den Handelsverkehr zu sichern, zu erleichtern



und zn befördern. E rw ägt man insbesondere, das; es im Handel auf möglichst raschen Umsatz der circnlirendeu 
Tanschwerthe ankommt, und daß jeder einzelne Umsatz das Zustandekommen und die Erfüllung eines oder mehrerer 
Verträge voranssetzt, so läß t sich daraus ermessen, von welcher Wichtigkeit es für den H andel ist, daß der S t a a t  
für die dem Handelsverkehr eigentümlichen Verträge möglichst einfache und möglichst bestimmte Form en feststellt 
und Nechtsanstalten ins Leben ru f t ,  welche geeignet sind, die aus V erträgen der gedachten A rt  hervorgehenden 
Nechtsstreitigkeiten in möglichst kurzer Z e it  zur Entscheidung zn bringen und die unverzügliche Erfüllung der er­
gangenen Entscheidung zn verbürgen. D a ß  nun aber in dem öffentlichen und Privatrecht der Ostsee - Gonverne- 
ments die soeben angedenteten M om ente  bisher festgehalten worden sind und ohne Nachtheil für das Gedeihen 
des Handels nicht anfgegeben werden können, möchte sich unschwer Nachweisen lassen.

D ie  Art. 5 6 4 - 5 6 7 ,  671 , 6 72 ,  7 2 5 ,  8 4 1 ,  1 1 4 4 — 1 1 5 0 ,  1 4 6 9 — 1 4 7 1  des T he il  I des Provinzial­
rechts bezeugen, daß in den S tä d te n  R ig a ,  D o rp a t ,  P e rn a t t ,  A reusbnrg , Neval, M ita n ,  Libau, W indau  und 
Goldingen Wettgerichte, das heißt besondere Handelsgerichte bestehen. Alle diese Gerichte haben, wie ihre in einer 
langen Reihe vor: J a h re n  anfgehäuften Proceßaeten urkundlich Nachweisen, stets ein höchst summarisches Verfahren 
beobachtet, ein Verfahren, das in den speeicllen Stadtrechten und in dem recipirten gemeinen Recht begründet ist, 
und das sich vor dem ordentlichen Proceß durch kurze, oft nur viernndzwanzigstündige Fristen, durch über­
wiegende Mündlichkeit, durch richterliche Festsetzung der Beweissätze und Vertheilung der B eweislast,  durch V oll­
streckbarkeit der ergangenen Ilrtheile, ohne Rücksicht ans eingelegte Appellation und durch andere auf schleunige 
Sacherledigung abzielende M apim en, äußerst vorthcilhaft auszeichnet. N u n  sind zwar nach dem vorliegenden 
Proceßentwurf nicht wenige Satzungen, die dem summarischen Verfahren angehören, in dem ordentlichen Verfahren 
zur allgemeinen Regel erhoben.. Allein da sich nichts desto weniger einige durch die Eigenthiimlichkeit der Haudels- 
streitigkeitcn bedingte Proeeßbestimmnngen anssonderu ließen, welche auf gewöhnliche Rechtsstreitigkeiten der N a tu r  
der Sache nach keine Anwendung finden konnten oder in letzterer zn unnöthiger S t re n g e  geführt hätten, so durfte 
der Proceßentwurf keinen Anstand nehmen, diesen Bestimmungen einen besondern Platz anzuweisen. W enn er 
dieses im drittel» Buch, Hauptstück 9 gethau, so ist das lediglich mit Rücksicht auf das bestehende Recht und in 
der Ueberzeugnng geschehen, daß die Handelssachen der äußersten Beschleunigung bedürfen, weil ohne eine solche 
der Handel nothwendig ins Stocken gerathen, der Credit nothwendig schwinden m uß, weil au Handelssachen sehr 
häufig Personen betheiligt sind, denen aus längerem Aufenthalt am Gerichtsorte, wie z. B .  Schiffern, D urch­
reisenden, mit zahlreichen» Fuhrwerk eingefahreucn Ba»»ern re. die empfindlichsten Nachtheile erwachsen würden, und 
weil Handelsstreitigkeiten oft Gegenstände betreffen, deren langdanernde Borcnthaltnng den Berechtigten in unab­
sehbare Verwickelungell stürzen muß.

Vergleiche auch:
Rigasche S ta tu te n  11, 12, Z 4, 5 ;  13 , Z 4.
Bericht des Rev. R a th s  v. 1 7 8 4 .

Zum Titel I. des Weiten Luches.
Versm m m ngsurtheil.

(Art. 3 6 6 — 37 1 ) .
D ie  Festsetzung des Artikels 3 6 6 :

„Erscheint der Kläger in der zur mündlichen Verhandlung bestimmten Sitzung nicht, so hat das 
Gericht auf Antrag des Beklagteil die Klage znrückznweisen und den Kläger in die Proceß- 
kosten zu verurtheilen." D ah e r  denn kein weiteres Verfahren über die K lage, resp. deren 
Beweis statuirt werden darf, 

rechtfertigt sich durch den dauernden Gerichtsgebranch in den Ostsee-Gouvernements, gegründet ans Gesetzbestim- 
mungen:

ß  19 der K url.  S ta tu te n  de  nnrio 1 6 1 7 .
K 4 1 8  der K url.  Banerverordnung.
Kurl. Proceßinstructorium 1, A 11 flg.
Livl. Proceßordnung v. 4 . J u l i  1 6 9 5 ,  Z 4 .
M it t le re s  Livl. Nitterrecht Cap. 1 1 4 .
Rigasche S ta tu te n  II, 1, Z 11 flg.
Ehstl. R itter-  und Landrecht I ,  10 , Art.  1 flg.
Lübisches Recht v. 158 6 ,  V, 4 .
Nevalsche O bergerichts-Ordnung v. 1 7 5 7 ,  P .  5, 18.
D ie  in diesem Artikel geschehene Erwähnung des auch dem Kläger gegen ein ihn treffendes Versöh- 

uungsnrtheil zttstehenden Einspruchs rechtfertigt sich ans der uothwendigen Gleichberechtigung der Par te ien  auch 
hinsichtlich dieses Nechtsbehclfs, welchem denn auch im ersten Buche, T ite l  I I I ,  Hauptstück 8 bei Verhandlung 
des Einsprilchs dadurch Rechnung getragen worden ist, daß in dem Artikel 2 8 3  kein Unterschied hinsichtlich der 
säumigen P a r te i  gemacht wird, ob sie die des Klägers oder Beklagten ist.

D ie  Festsetzungen des Artikels 3 6 7 :
„Erscheint der Beklagte in der zur mündlichen Verhandlung bestimmten Sitzung nicht, so hat das 

Gericht auf Antrag  des Klägers die zur Begründung der Klage vorgebrachten Thatsachen 
als zugestanden anznnehmen, soweit sie mit dem In h a l te  des Klageantrags übereinstimmen." 

„ I s t  das Gesuch des Klageantrags durch diese Thatsachen rechtlich begründet, so ist in Gemäßheit 
desselben zu erkennen. I n  soweit dieses nicht der F a l l ,  wird die Klage durch Endurtheil 
abgewiesen."

sind gleichfalls auf Gesetzbestimmnug und Gerichtsgebrauch gegründet:
H 2 0  der Kurl. S ta tu te n  d e  n n n o  1 6 1 7 .  
tz 42 1  der Kurländischen Bauerverordnung.



Hauptstück 3. Beweis.
Allgemeine Umfrage.

s - E^g^ueine Umfrage ist in den Ostseeprovinzen weder in dein Criminal-, noch in dem Civilvroeeir
em gesetzliche ^cwewunttel gewesen, und könnte man allenfalls nur sagen, daß dieses Beweismittel im Criminal- 
Nntersuchmigsproceß durch das in einigen Fällen über den Angeschuldigten von seiner ihm unmittelbar voraesetzten

Leumundszeugnis; Zersetzt'ward. —  In  dem auf der Berhandlungsmapime beruhenden 
(-ivilproceß dieser Gouvernements hatte der Richter sich niemals von Amtswegen um die Beweismittel umru-
sehen; dieses war nur Sache der Parteien, und selbst der in den Bauergesetzgebungeii augenommene Unter- 
suchungsproceß kennt dieses Beweismittel nicht. ^ u.genommene ruirer-

gegenwärtige Entwurf znin Civilproeeß beruht ans der Verhandlniigsmapime, woiiach die 
k ^  von den Parteien vorzubriugen stud, und niemals vom Richter nach 'ihnen von Amtsweaen

 ̂ . Aschen ist. Stur ein bezügliches Fragerecht des Richters ist hiuzugetreten, welches sich einzia und allein 
M -t und b ^  Parteien vorgebrachten Beweismittel, keineswegs aber auf das Vorbringen derselben be-

Zengenbemeis.
(Art. 409— 435.)

ben Ostsee-Goilverueinents wird der Zeugeubewcis von jeher bis auf die Gegenwart in allen Pro- 
E 'u ,  nnt Aue nähme eimg^ sogenanriter suiniiiarlscher Processe, wie der Epecutivproceß, ganz abgesehen von der 
Onalitat und Große des Streltgegenstandes, zugelassen, niid gründet sich dieser Gerichtsgebranch darauf daß 
wie weiter unten bei der Rechtfertigung des Beweismittels des Eides gezeigt werden sott, alle Berträae und 
Reckstsgeschafte, mit nur geringen Ausnahmen, in welchen die Aussetzung einer Urkunde oder die Zuziehung

die bloße gegenseitige Einwilligung (mutuo L0 i i86 i i8o) der Contrahenten 
gesetzlich Giltigkeit Klagbarkeit erlaiigen. Ans welchen Gründen eine weitere Beschränkung dieses Beweis­
mittels für diese Gouvernements als ihrem Privatrechte widerstreitend sich darstellt.

Zum Artikel 429.

r ^se r Artikel den Beginn der Eidesmündigkeit für die zur evangelischen Kirche gehörenden Per-
soncn mit der Confmimtiou, für andere Personen aber mit der Vollendung des 16. nnd nicht des 14. Lcbens- 
I-chrcS ansctzt gründet sich ans dauernden G-richtSgebrauch in den Ostsec-Goiwern-mentS, welcher leaalisirt ist:

Für iuirland m dem Z 458, Punkt 4 der Baucrvcrordimng dom Jahre 1817, Landtag not. n.

Ehstl. R itt.- und Landrecht I, 24, Art. 3.

^ K n r l l 'U a tu te n ^  ° ^ °  Rücksicht auf die Größe d-S Str-itgeg-ttstandeS ergiebt sich ans-

Kurl. Jlistrnctorium I, 1, Z 33 flg.
Nitterregeln 6. 11, 37. — Landtag not. a., 350.
Landesordnung vom 1. Febr. 1632.
Zur Beförderung der Justiz gereichende Punkte vom 22. September 167U L 6.
Nigasche Statuten I I ,  20, Art. 1 flg.
Ehstl. Ritter- und Landrecht I, 22, Art. 1 flg.: 23, Art. 1 flg.
Lübisches Recht von 1586, V, 7.

Beweis durch Sachverständige.
(Art. 436— 452.)

1. ES ist «-^schlagen, in dem Artikel 441 statt „Ablehnung eines Richters" -  „Ablehnung eines Zeugen" -

Diese vorgcschlagene Umstellung scheint unthnnlich, weil der Entwurf die Ablehnung verdächtiger Zeu­
gen gar nicht kennt. Die Partei, gegen welche ein Zeugeubewcis angetreten wird, kann zwar cinwenden, daß die 
Zeugen gänzlich unzulässig sind (Art. 411). Dagegen können aber verdächtige Zeugen nach Artikel 430 nnbe-
-.d^gt vernoimn-n werden, wenn das Gericht solches für angemessen erachtet. Ein Sachverständiger muß «bei
terS b-sttnim ^wo^n is t" abgclchnt werde» können, wie solches im Artikel 6S hinsichtlich de« Nich-

2. Beeidigung der Sachverständigen (Art. 445).

^  Sachverständige, welche nicht schon im Allgemeinen für Begutachtung der betreffenden Art in
Pflicht gemommen sind, wenn die Parteien Nicht auf deren Beeidigung verzichten, vor Abgabe ihres Gutachtens 
dahin beeidigt werden sollen, daß ste das von ihnen geforderte Gutachten gewissenhaft und nach bestem Wissen 
abgebcn wollen, findet seinen Grund darin, daß die Sachverständigen nicht nur Thatsachen (ihre Befunde) rn 
bezeugen sonderil auch nach den Regeln ihrer Wissenschaft ein Urtheil (ihr Gutachtei.) abzugeben haben, somit 
zugleich die Functionen ernes Zeugen und Richters üben müssen.

Beweis durch Eid.
(Art. 491— 523)

Zur Begrüudung der Beibehaltung dieses Beweismittels ist hervorzuheben, daß es in den Oftsee-
Gouveuienkelits ganz unentbehrlich ist, will man den täglichen Verkehr nicht stören, indem nach dem Jahrhunderte 
alten niid aiinoch neuerlich bestätigten Privatrechte dieser Gouvernements alle Verträge und Rechtsgeschäfte für 
welche nicht ausnahmsweise vom Gesetz besondere Formen ausdrücklich vorgeschrieben sind, durch die'bloße gegen­
seitige Einwilligung (mutuo eon86N8u) der Contrahenten Giltigkeit und Klagbarkeit erlanaen 

Z 122 der Kurländischen Statuten äe anno 1617.
Art. 2993, 2994 und 3131 des I I I .  Theils des Provinzialrechts der Ostsee-Gouvernemeuts.



Hierdurch ist der Schwerpunkt des Wandels und Verkehrs in das Vertrauen gelegt, und daher giebt 
der Gerichtsgebrauch und auch das Gesetz selbst iu den meisten Ausnahmsfälleu, bei welchen besondere Formen 
voraeschrieben sind, der vorgängigen Verabredung auf Schließung solcher Verträge Klagbarkeit.

Art. 3028 und 3030 des I I I .  Theils des Provinzialrechts der Ostsee-Gouvernements.

Die natürliche Folge ist, daß bei dieser durch positive Gesetze und den Gerichtsgebrauch iu den Ostsee- 
Gouvernements sich allgemein gebildet habenden Nechtsauschanung, von den coutrahireuden Parteien bei Schließung 
von Verträgen und Rechtsgeschäften es oft unterlassen wird, für die mögliche Nichteinhaltung sich anderweitig ans- 
reichende Beweismittel durch Herbeiziehung von Zeugen und Aufnahme von Urkunden im Voraus zu verschaffen. 
Dieses Moment, verbunden mit der Möglichkeit des Ablebens hiuzugezogeuer Zeugen und des Abhandenkommens 
der Urkunden, machen es zur unerläßlichen Nothwendigkeit, ein Beweismittel in dem Eide zu finden, und ist denn 
solches auch iu den ältesten und neuesten Gesetzen des Privatrechts dieser Gouvernements enthalten:

Kß 23, 24, 25, 26 und 133 der Kurl. Statuten Oe ninro 1617.
Punkt 3 des tz 13 der commissorial. Decisionen v. I .  1717.
KZ 465— 470 und 492 der Kurl. Bauerverordnung v. I .  1817.
Nichterregeln Z 28, 32.
M ittl. Livl. Nitterrecht e. 127.
Rigasche Statuten I I ,  18, Art. 1 flg.; 14 flg.
Ehstl. Ritter- und Landrecht I, 30, Art. 1 flg.
Lübisches Recht 1586 I, 7, Z 3; V, 7, Z 18; V, 8.
Art. 398, 1629, 1631, 3456, 3457 u. 1841 des I I I .  Theils des ProvinzialrechtS derOstsee-Gonvernements.

Daß die Art. 492 und 493 dieses Entwurfs sestsetzcu: „daß für minderjährige Kinder in der elter­
lichen Gewalt der Vater, beziehungsweise nach dem Tode desselben die Mutter, für Minderjährige, welche unter 
Vormundschaft stehen, der bestellte Vormund, für Geisteskranke und Verschollene der ernannte Cnrator den Eid 
zu leisten hat," rechtfertigt sich dadurch, daß diese Personen die Sach- und nicht blos die Proceßvertreter der 
processirenden Partei sind, somit nicht nur deren Vermögen in dem einzelnen Rechtsstreite, sondern im Allgemeinen 
zu vertreten haben, und man der Gegenpartei doch nicht anmutheu kann, den Streit bis zur Eidesmündigkeit der 
Minderjährigen anszusetzen, und bei Geisteskranken und Verschollenen es nicht einmal dieses Auskunftsmittel giebt.

Z 398 des I I I .  Theils des Provinzialrechts der Ostsee-Gouvernements und dauernder Gerichtsgebrauch. 
Daß für juristische Personen nach Art. 494 dieses Entwurfs durch deren gesetzliche Vertreter, für 
Vereine, denen die juristische Persönlichkeit nicht znkommt, durch deren Vorsteher der Eid geleistet 
wird, ist dauernder Gerichtsgebrauch, begründet auf den

A 24 der Kurl. Statuten de nnuo 1617.
Ehstl. Ritter- und Laudrecht I, 14, Art. 3.
Rigasche Statuten I I ,  6, ß 2.

Durch diese auf Gewohnheitsrecht und ausdrückliche Gesetze gestützte Auseinandersetzung über das Beweis­
mittel des Eides überhaupt wird die Beibehaltung desselben als zugeschobencr Schätzungs- und Offenbarungseid 
sich rechtfertigen, und es erübrigte m ir etwa, für die Beibehaltung des Erfüllungseides Folgendes annoch hervor-

zuhelen. Gerichtsgebranch, annoch legalisirt in den ZK 466 und 467 der Kurl. Bauerverordnung v. I .  
1817, hat ununterbrochen die von dem Gerichte, je nach dem Ergebnis; des von den Parteien nicht vollerbrachten 
Beweises, ihnen aufzulegenden, daher als nothwendig bezeichneten Eide: den Erfüllungs- und den Neinigungseid, 
in Anwendung gebracht. Dieser Entwurf hat jedoch nur den Erfüllungseid bcibehalten und den Neinigungseid 
verworfen, weil der erstere einen zur Hälfte geführten Beweis voraussetzt, in welchem Falle es für das erkennende 
Gericht auch bei der die bisherige legale Veweistheorie vertretenden Regel: „daß es das Ergebniß der Beweis- 
führnng nach freier Ueberzeugung zu würdigen habe," kein anderes M ittel, als den Erfüllungseid zur Entscheidung 
des zwischen den Parteien schwankenden Rechts giebt; in den Fällen hingegen, wo der Gerichtsgebrauch und das 
Gesetz wegen nicht einmal halb geführten Beweises den Neinigungseid statuirte, die angezogene neue Regel der 
richterlichen Beweiswürdigung nach freier Ueberzeugung ihrem Wesen nach als ausreichend zur Entscheidung er­
achtet werden muß.

Zum -ritten Suche.
Anschliesjimg (Adhäsion).

(Art. 707— 709.)

Von Alters her bis auf die Gegenwart ist und war die Allschließung (Adhäsion) des Berufungsbe- 
klaaten (Appellatcn) an die von seinem Gegner (Appellanten) erhobene Appellation gesetzlich und gerichtsgebräuch- 
lich —  Die Anschließung ist entweder eine principale oder eine accessorische, je nachdem der Appellat alle For- 
malicn der Appellation selbstständig beobachtet oder nur der Appellation seines Gegners adhärirt, d. H. derselben
beizutretcn erklärt. Auch darf der Appellat sogar, wenn er weder das eine, noch das andere gethan hat, in der
Appellationsiustanz seinerseits gravaminiren, d. H. selbstständig Beschwerden ausflellen.

Für Kurland: Proceßiustructorium T it. I I ,  K 6, lex 39, Ooä. de nppellntittmlnm.
Mehrere Urtheilc des Kurländischen Oberhofgerichts, worunter eines in Sachen des Lieutenants v. Sacken 

gegen den Capitain v. Keyserling! auf Neuhvff vom 12. Januar 1720.
Jnstructorinm I, 1, Z 46; 2, K 6 flg.
Abgeänderte Artikel des Nigaschen Stadtrechtß, lil). I I,  7, 28, K 2.



Titel III. Nichtigkeitsbeschwerde.
(Art. 7 6 2 — 776.)

der m « t-r! - l,m  S - t - '  d r  m krg e, , L  t s c h ^ ^  O b -rr ic h t-r . !„  r in r B (p ru f» „
gcgrbr.,°„  F .rlte g r g . .  den k - ^ u L .  d " ^  ' ' ' l '  d . n
gelangen kann, a ls  w enn er die von dein U nterriedter se n.i- ^  ^  ^  ^  anderem  W ege
die von ihm  h ie raus in  G em äßheit der erbrachten B ew eise aerolenen Thatsachen und
u u - r rM - t .  -  D e n . O Lcrrich.rr^ ürsbrz-ig l-ch r L  b - s t L  L  z 7  . A
ganz unmöglich, wohcr cm icder Versuch hierzu scheitern m uß ' ""ch

g n .n d es  e L t  u L V 7 ° ^ 7 i p L  m  ^ . . L « . . d - r n  fich gegen die Z n-asfnng  dieses N ichtigkei.s-
n n r an das A ppcllationsgcricht und n ich t'm , den Cassat o ^ s  7 n ^ ^  Sucht,gke>tSgrnnd-n geztihlt, welche 
bestinunten F ris t gebracht w e ^ e n  dürfen ^"ssa tw uS hof, und zw ar m  der fü r  d,e A ppellation gesetzlich

w - d e r s t r e i t e ^ ^ ^ ^ L ^ l n k ^ n ^ L a l Ä r e n w ^  M  Nich.igkeitSgrnndeS,
stellten und auch don diesen, E n tw u rf  angenom m enen G r,n> dsa« ,7  r "» fg c .
in  zwei In stan zen  entschieden werden sollen." " u m d s a tz - -  „ d a ß  alle Cw.lsachen ih re r M a te r ie  nach n u r

Ja h rh u n d e rte n  gegen die E n d n r t h Ä ^ d c r ^ G c ^ c h t ^ Ä ^  ^  es seit
alle ander.. R ech tsn iitte l, und u n te r diesen ganz spe?ie-?d ie  S - i c h t i ^ k e i t S b e s L ^  L . ,  der

die W iederL .fe tz7ng  S t ! . 7  7 7  m ! 7 b k s L ^ "  ^ 7 7  ^ 7 - " '  § 8  ^
und d,e d-n^ M in d erjäh rig en  znstehende R estitu tio n . S i e  ° r w ä h 7 n , " 7 r ^ n d M h e i l 7 7 r r 7 ü c h 7 ° "

unzulässig , . . . 7 7 .  e7 n n t,"  ,m 7  w 7 d  i 7 s I 7 ' n m ' '" ° " n n w r  ^chtigkeitSbeschw erde gegen E n dnrth eile  der G erichte
Uscher Siegeln in, L a u fe 'd e r  P i 7 e f f e 7 L 7 s s e . i  ^ r  i ,7 e r n  ^ i 7 ^ " L  V  r " ^ " l s u a -  
Horden zu einer E rw eiterung  dieses R ech tsm itte ls  der Q n e re l  M.I ^  ^nrland lschen  B e -
nnd I n h a l t  dieses R ech tsm itte ls^b lieb  aL/im^^^^^^ Gerichte g efü h rt; G ru n d
m a ls  aber die sogenannte Verletzung des klaren S in n e s  des GeseNes ^  p^cessnalischer 8^egeln", me-

L ."  -    ---" -d.«° -rr
Die tioroo Drit.opposition ist oorgeschlagen worden, in Ge.näßheit der Reichsverordnnng in de» EnNonrf

-ueinen N e L n s c h ^ . k " ^  ^ ^ - - g e b i e t e  g i.tigen  P roeeßrecht und der allge-

w eil das A t z  e 7 7 ^ 7 j , 7 7 7 t k . 7 . 7 7 . 7 " L 7 ? 7 ' 7 r ° c h t  kennen das R ech tsn iitte l der D ri.to p p o si.io n  nicht, 
gcudc T h c il sei» U rthcil vollstrcckcn w ill sich in, J i » 7 " e 7 V  7 , " 7  '" ' . 7 '"  bcr D r i t te ,  w ider welchen der obsic- 
in ta r  - , i i ° .  » 7 - .  schützen kann w ährend er s t ' l b l t ^  die einfache E inrede der >on
w o rau f jener Rechte beansprucht, ans dem Besitze der n n te r l ie a e n d e E E rr te ^ ^ n  d^n r a  ^ 'U lttgene S ache ,

E E i ^ r '  U "d

weisen und eine abenna iae V e r n E  i ^  7  7 ' ! '  des N r,H eils, sein Recht „ach-
gesetzte U rtheil durch D r L 7 p ^  ^  belangte D r i t le  nöthig hätte, das ihn, c h g e g c h

Titel IV. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand.
(Art. 777 —  791.)

D aß  der Entwurf im Artikel 780  festsetzt:

' ' d " 7 l r t h e s t ^ e r 7 L ^ h : t ^ u  b -  - n g e . '  S ta n d  ist dasjen ige G erich t zuständig, welches d as  angesochtene

^  7Mei7 AdkLi^^^^ w o .

A A L R A r N a ^  eine
welche de... G ericht dor E rlassung des U rtheils  ganz ^ .b ek an n t 7 7 ü n . ^ " L  ^



cmfzuhebende Urtheil erlassen habenden Gerichts ist daher gar nicht anzunehmen. Ganz aus gleichen Gründen ist 
die Zuständigkeit des das Versänumugsurtheil erlassen habenden Gerichts zur Verhandlung des gegen dieses Urtheil 
erhobenen gewöhnlichen Einspruchs statuirt und anerkannt worden.

^6  Art. 844 werden Beispiele verlangt, welche den hierin ausgedrncktcn Gedanken klar legen.
Als Beispiel können dienen:

1) So ll in dem Vollstrecknngsverfahren eine Forderung der unterliegenden Partei an einen Dritten
Gegenstand derselben sein, so bedarf es der Uebcrtragung derselben an den Sieger. Weigert sich
nun die unterliegende Partei der Vornahme dieser Uebertraqunq, so kommt die' Festsetzung dieses 
Artikels zur Anwendung.

2) Gleichermaßen findet dieser Artikel Anwendung, wenn die miterliegende Partei sich weigert, die
ihr mittelst Urtheils anferlegtc Einweisung des Siegers in den Besitz einer Sache zu vollziehen.

3) Gleiches findet statt bei einer urtheilsmäßig deere'tirten Ueberweisung eines Rechtes, deren die
unterliegende Partei sich weigert.

 —

Ergänzung
der Seiner Erlaucht dem Herrn General-Gonuerneur am 13. Oetober 

1865 uorgesteltteu Motmrungen des Cinilproresses.
I. Begründung des Instituts der Benennung des Autors.

(Art. 120 —  124).

Das Provinzialrecht unterscheidet im Artikel 626 des dritten Theils und in ändern Artikeln desselben
zwischen dem Besitz im eigenen und dem Besitz im fremden Namen. Dieserhalb ist der Fall denkbar, daß der
Besitzer im fremden Namen von einem Dritten mit einer dinglichen oder dieser gleich zu achtenden Klage auf
Herausgabe der besessenen Sache belangt wird. I n  diesem Fall wäre der Besitzer im fremden Namen ohne die
Bestimmungen der Art. 120 — 124 des Proceßentwurfs in die Lage versetzt, einer Klage Red' und Antwort stehen 
zu müssen, welche ein fremdes Recht zum Gegenstände hat. Er könnte sich zwar des gegen ihn gerichteten 
Angriffs entledigen, durch den Nachweis, daß er die Sache im fremden Namen besitze, denn in Folge solchen 
Ätachwcises müßte er vom Proceß losgesprochen, dem Kläger aber anheimgestellt werden, seine Klage gegen den 
wahren Besitzer zu richten. Allein dieser oft schwierige Nachweis könnte doch nur im Wege des Processes erbracht 
werden und würde daher der Besitzer im fremden Namen immer genöthigt sein, sich auf die Durchführung eines 
Processes einzulassen, an dessen Ausgang er kein oder doch kein directes Interesse hat. Um nun den Besitzer im 
fremden Namen aus dieser, ihn mehr oder weniger beeinträchtigenden Lage durch ein möglichst einfaches M itte l 
zu befreien, hat die gemeinrechtliche Proceßtheorie, auf Grund von Bestimmungen des römischen und canonischen 
Rechts, das Institut der Benennung des Autors ausgebildet. Nach demselben ist nämlich der im fremden Namen 
Besitzende berechtigt, dem Kläger gegenüber die Einlassung auf die Hauptsache zu verweigern, wenn er den wahren 
Besitzer namhaft macht undl ihn durch den Richter anffordern läßt, in einer bestimmten Frist zu erscheinen und 
in der Nolle des rechten Beklagten der Klage selbst Red' und Antwort zu stehen. Entspricht der rechte Besitzer 
der Sache dieser Aufforderung nicht, so ist der Besitzer im fremden Namen berechtigt, die fragliche Sache 
dem Kläger auszuliefern und sich so ohne viele Weiterungen von jeder Proceßfnhrnng zu befreien. Dazu kommt, 
daß der Besitzer im fremden Namen gegen alle Entschädigungsansprüche seines Autors sicher gestellt ist, sofern der 
letztere der an ihn in rechtsförmlicher A rt ergangenen Aufforderung nicht Folge geleistet. (Vergleiche die Art. 
120, 122 u. 124.) Durch diese dein Besitzer im fremden Namen eingeräumten Gerechtsame werden die Rechte 
des Autors in keiner Weise verletzt, indem der letztere befugt bleibt, sein Recht auf die Sache, nach Auslieferung 
derselben an den ursprünglichen Kläger, mittelst besonderer Klage gegen jeden Inhaber geltend zu machen (Art. 123.) 
Auch dafür, daß den Gerechtsamen des ursprünglichen Klägers durch die nomiimtio m,Loris kein Eintrag geschehe, 
ist in dem Proccßentwurf Sorge getragen, wie ans Art. 121 ersichtlich, und ist es daher sehr wünschenswert^ 
daß den Ostsee-Gouvernements das, mit dem Privatrecht eng verwachsene und in steter praktischer Hebung gewesene 
Institut der nominntio nutoris erhalten bleibe.

2. Begründung der Beiladung, ^äeilalioir.
(Art. 125).

Auf den ersten Blick kann fraglich erscheinen, ob nicht die in den Artikeln 114— 119 abgehandelte 
Streitverknndignng die Beiladung in sich begriffe und ob letztere daher im Proceßentwurf nicht unnöthiger Weise 
Platz gefunden. Die Streitverkündignug beruht auf der Voraussetzung, daß eine in einen Proceß verwickelte 
Partei im Fall ihres Unterliegens von einer dritten, am Proceß nicht betheiligten, Person Gewährleistung oder 
Schadloshaltung zu fordern hat. Unter dieser Voraussetzung ist die bezeichnete Partei (ln tis c k e m m L ia i iL )  berechtigt, 
den ihrer Ansicht nach ersatzpflichtigen Dritten durch den Richter zur Theilnahme an den Rechtsstreit aufznfordern. 
Der Zweck ferner, welche:: der Litisdenuntiant mit der Streitverkündigung verfolgt, besteht darin, daß der Aufgeforderte 
(Imtis ckeimutmt.) der Partei zum Siege verhelfen soll, welche den Streit verkündet hat. Entspricht der Litisdenuntiat



der an ihn ergangenen Aufforderung, so hat er an dein Proeeß in der Eigenschaft eines Nebenintervenienten Theil 
zu nehmen. Schon diese den Begriff der Streitverkündigung im Allgemeinen charakterisirenden Bestimmungen lassen 
erkennen, wie sehr die Beiladung sich von der Streitvcrknndignng unterscheidet. Denn während

1) die Beiladung von: Richer von Amtswegen verfügt werden kann, darf die Strcitverkündigung nur 
auf Antrag des Litisdenuntiauten erfolgen;

2) während der Beigeladene aufgefordert wird, in einen bereits anhängigen Proceß eiuzutreteu, um 
in demselben einen ihm unmittelbar zustehenden Anspruch zn verfolgen,' soll der Ntisdenuntiat nur 
dem Dennntianten Beistand leisten, soll diesem zum Siege verhelfen;

3) während der Beigeladene als Hanptintervenient, also als selbstständig klagende Partei anftritt, hat 
der Litisdenuntiat sich nur in der Nolle des Nebenintervenienten zu bewegen;

4) während endlich die Veranlassung zur Beiladung in dem Vorhandensein mehrerer Mitberechtigter 
oder Mitverpslichteter zu suchen ist, hat die Streitverkündigung ihren Grund darin, daß der Litis- 
deuuntiat dem Dennntianten gegenüber unter der obengedachten Voraussetzung regreßpflichtig ist.

Sind hiernach die Beiladung und die Streitverküudigung selbstständig nebeneinanderstehende Institute 
so kann es auffallen, daß im Proceßentwurf die Beiladung gar nicht näher ausgesührt ist, ja das nicht einmal 
die Fälle angegeben sind, in welchen sie stattfinden soll. Die Motive, die bei Ausarbeitung des Entwurfs leitend 
gewesen, werden jedoch gleich klar, wenn man erwägt, daß die Beiladung in neuerer Zeit von der Rechtswissen­
schaft aus. dem Proeeß fast ganz verbannt worden ist, theils, weil sie mit dem Verhandlungsprincipe unvereinbar 
ist, theils weil der Dritte, den man früher beizuladen pflegte, durch die Unterlassung der Beiladung keiner Gefahr 
ansgesetzt wird, indem der anhängige Proceß, sowie das in demselben erlassene Urtheil für ihn als eine i'68 inten 
ntios netn nicht nachtheilig wirken kann.

Nur im Concurse tritt eine Ausnahme ein, da das Concursgericht durch die Edkctalcitation dritte be­
kannte wie unbekannte Gläubiger zur gerichtlichen Berfolgnng ihrer Ansprüche aufznfordern aus dein Grund/ver­
pflichtet ist, weil bei der Unzulänglichkeit der Concnrsmasse eine Vertheilnng der letzteren, nach Maßgabe der 
gesetzlichen Prioritätsrechte, nicht erfolgen kann, so lauge die vorhandenen Gläubiger keine Gelegenheit gefunden 
haben, ihre Forderungs- und Prioritätsrechte vor Gericht geltend zn machen. Nur im Hinblick ans den Eoncnrs- 
proceß, der im sechsten Buch des Proceßeutwurfs abgehandelt werden soll, ist im Art. 125 des Entwurfs der 
Beiladung Erwähnung geschehen. Schließlich muß bemerkt werden, daß der betreffende Artikel der Concnrsord- 
nung zur Zeit nicht angezogen werden kann, weil letztere noch nicht allendlich redigirt ist.

3) Begründung des Artikels 147 des Entwurfs.
Es ist von der Civiloberverwaltung vorgeschlagen worden, den eben bezeichneten Artikel durch die Bestim­

mung zu ergänzen, daß der Bevollmächtigte zur Erhebung von Klagen und Einreden wegen Fälschung nur auf 
Grund speciellen Mandats berechtigt sei. Die vorgeschlagene Bestimmung ist dem Art. 250 des Ustav der Civil-
proceßordnung des Reichs entlehnt. Bei näherer Beprüfung des Inhalts dieses Artikels ergiebt sich jedoch, daß
er der Fälschungsklage gar nicht erwähnt, sondern nur von der Fälschuugseiurede und der Anfechtung derselben 
durch die Gegenpartei spricht — und kann daher nur fraglich sein, ob zur Vorschützung von Fälschn'ngseinreden 
und zur Bekämpfnng derselben ein Specialmandat zu fordern sei.

Der Art. 250 des Ustav erscheint als eine Consequenz der Art. 555— 565 desselben Ustav; denn er­
sieht maii aus diesen Artikeln, daß über die Falschungseiurede ein besonderes Zwischenverfahren stattfinden und 
der Epcipient, wenn er den Beweis der Fälschung in einer bestimmten Frist zu führen nicht vermag, in eine
Geldstrafe von 10— 300 Rbl. S . verurtheilt werden soll, so gewinnt man die Ueberzengnng, daß eben diese
an die muthwillige Erhebung der Fälschuugseiurede geknüpfte Folge den Ustav zn der Bestimmung des Art. 250 
genöthigt hat. Da nun aber diese Rechtsfolge in Nechtsstreitigkeiten vor den Gerichten der Ostsee-Gouvernements 
niemals eintreten kann, weil weder vorn Strafgesetzbuch noch vom Provinzialrecht die muthwillige Vorschützung 
von Fälschnngseinreden mit der obenerwähnten Strafe bedacht wird, so folgt schon hieraus, daß jenes dem Ustav 
bei Fälschungseinreden eigene Zwischenverfahren im Civilproceß der Ostsee-Gouvernements keine Stelle finden 
kann und daß eben daher in den Ostsee-Gouvernements das Motiv fehlt, welches der Bestimmung des Art. 250 des 
Ustav zu Grunde liegt. Ueberdies möchte sich in den Ostsee-Gouvernements kaum ein Fall ansfinden lassen, in 
welchen: von einem Proceßbevollmächtigten mit der Fälschungseinrede Mißbrauch getrieben worden. Wo ' wie 
hier, nur Advocaten Proceßbevollmächtigte sein können, da ist zu erwarten, daß letztere die Fälschungseinrede nur 
vorschützen werden, wenn sie von ihrem Vollmachtgeber dazu ausdrücklich instruirt sind. Sollten sie es aber ein­
mal ohne Instruction thun, und würde sich daraus ein Criminalproceß gegen den Vollmachtgeber entwickeln, so 
könnte eine Vernrtheilung des letzteren doch nur erfolgen, wenn sich Nachweisen ließe, daß er feinen Bevollmäch­
tigten zur Vorschützung der Fälschungseinrede instruirt habe. Diese und die in der Motivirung vom 13. October 
1865 entwickelten Gründe möchten den vorgeschlagenen Zusatz als nicht gerechtfertigt erscheinen lassen.

4) Begründung des Artikel 198.
(Sicherheitsleistungen.)

Hier werden den in der Motivirung vorn 13. October e. citirten Gesetzesbestimmungen noch folaende 
hinzugefügt: '

1) Kurländisches Proccßinstructorium Thl. I, Titel 1, Z 23; Titel 2, S 21; Titel 5 L 7.
2) Das mittlere Livländische Nitterrecht Cap. 105.
3) Livländische Landesordnung jmA. 60, Z 16.
4) Rigasche Statuten Buch kl, Cap. 8, K 1 — 13, Cap. 16, K 1, Cap. 31, L 2.
5) Abgeänderte Artikel des Nigaschen Rechts Buch II ,  T it. 31, Z 7.
6) Ehstländisches Ritter- und Landrecht Buch I, Titel 18, Z 1 und 2.



BcsMnd»»!, des PriuriPs der Mündlichkeit im Sinne der Unmittelbarkeit.
«« b-dari keine« Beweises n»d ist in Enr-pa anerkannt, daß die Schriftlichkeit des Preceßversa-r-ns

-  - -  E .

keineswegs rein D n rchM nm , dieses Grundsatzes die mündliche Verhandlung in that-

" " , - " ' ^ , « 7 7  L . , ' * "  m7 » « — -°- x-> d- » » « > "-
-s  ' r « , .  ^ s n i'rk a d re »  a ls  ein schriftliches Bersahrcn m it  mündlicher S ch lnßverhand lnng charaktenstren laß !, 

ge,chnebene P  ° - ß ^ s a h  ^ S  e m ^ ^ M c h ^ , , -  ^  s^r diese F o rm  des Proeeßderfahrens entschrede.i,

^ Ve!ück ütztian ,a der n dcn^innere» G ouvernem ents thatsächlich obwaltenden Verhältnisse m id  Zustande

ist D ie  O stsee-G ouvernem ents möchten nun aber diesen A p p a ra t anfzuweisen haben,
 ̂ c- st'sNst ^l^ Nroceksübruna seit lanaer Zeit in den Händen von Advokaten, die einen gelehrten

Z Z scigentl nmlichcn ^cryalinino n ^  , ' , . . den Ost eedrovinzcu nur m Ermangelung von Be-
chon ... der M °t' >» g ^  Schriftlichkeit in den Hin.er-

st.mmungcn, d.e das innndl.chc ü t ä / 2„stz„dc der inneren Gonvernements noch mcht

angenommen.

6. Bcgründmig drs ordentliche» VersahrenS vor de» Collegialgcrichtc» erster Instanz,
und zwar:

n. D e r  Bes t im mung ,  daß von jeder P a r t e i  nu r  ein vorbere i tender Schr i f tsa tz  zu verabreiche» >st.

(Art. 317 und 324.)

L Äz4i. 77 NL-rL'iSx sr 
« S N .« - ?

^  s a v E  t ^ e ^  M -a - nebst BegM.dnng, und der vorbereitende Schriftsatz d-S Beklagte», die Berthe,- 
L ! k ^ b ^ V n d n n 7 ° S  -  und beide Schriftsätze >mch den Bestin.n.ungen des Entwnr.s ze.t.g vor der

u-uud'ich°u vorgeschützt ha. und d «

"a blo7 m a ^  e nt e. n Fall die Einreichung eines dritten und vierten Schriftsatzes vorzuschr-.lnm

.r «4 Z «rsr  r



b.  D e s  V e r s ä u m u i i g s - U r t h e i l s  (A r t .  3 6 6  flg .).
G e g e n  den über  d a s  B e r s ä u m u n g s -U r ih e i l  handelnden  Abschnitt des P r o c e ß e n tw n r f s  ist von der C ivil-  

O berverwaltung bem erkt:
1 )  D a ß  dem in  der  mündlichen V e rh a n d lu n g  ausgebliebenen  K läg e r  der Einspruch gegen d a s  wider 

ihn  ergangene  V e r s a u m n n g s u r th e i l  m i t  Rücksicht a u f  den A r t .  7 1 8  P u n k t  2  des Ustav nicht zu 
gestatten w ä re ;

2 )  daß  dem  K lä g e r ,  w en n  der B ek lag te  au sb le ib t ,  der eingeklagte Anspruch n u r  insoweit  znzucrkennen 
sei, a ls  der thatsächliche G r u n d  der K lage  nachgewiesen ist.

^ 6  1 .  B l e i b t  der K lä g e r  in  der  zur mündlichen V e rh a n d lu n g  a n b e ra u m te n  T a g f a h r t  a n s ,  so kann
d a s  geschehen, en tweder a u s  Nachlässigkeit oder Unachtsamkeit, oder a b e r ,  w eil der K lä g e r  durch zw ingende , von
seinem W il le n  u n ab h än g ig e  Um stände u nd  V erhältn isse  am  Erscheinen gehindert w urde . I m  ersten F a l l  findet 
zwischen dem a lleg ir ten  A r t .  7 1 8  A 2 des Ustav mW den betreffenden B es t im m u n g e n  des P r o c e ß e n tw n r f s  kein 
Unterschied s ta t t ,  denn  in  diesem F a l l e  m u ß  der K läg e r  nach A r t .  2 8 3  flg. des E n t w u r f s  m it  dem erhobenen 
E inspruch zurückgewiesen werden, w a s  die F o lg e  ha t ,  daß  d a s  V e r s ä u m u n g s n r th e i l  in K r a f t  ble ibt und der B ek lag te  
(wie nach A r t .  7 1 8  des  Ustav) sich n u r  au f  eine neue K lage  und  au f  diese auch n u r  dann  einzulassen gehalten  
ist, w enn  ihm  vorher  die Kosten des V e r fa h re n s  vom K läg e r  entrichtet sind. G a n z  a n de rs  gestaltet sich dagegen 
die S a c h e ,  w enn  der K lä g e r  nachweist, daß  er durch zwingende U m stände am  Erscheinen gehindert  w orden . W o l l te  
m a n  ihn  anch in  diesem F a l l e  zur  Anstellung einer neuen K lag e  n ö th ig e n ,  so w ürde  m a n  eines T h e i l s  m i t  dem 
A r t .  2 9 2  des E n t w u r f s  in  W iderspruch  tre ten , weil nach demselben der R echtss tre it  bei gerichtlicher A nerkennung  
des  E insp ruchs  in die Lage zurückversetzt w i r d ,  in  welcher er sich vor dem E i n t r i t t  der V e r s ä u m u n g  befand. 
A nderen  T h e i l s  ist nicht w ohl  einzusehen, w esha lb  der K lä g e r  trotz dem, daß  ihm  eine V erschuldung  nicht beigemesseu 
werden  kann , doch den Kosten und  W eit läu f t igke i ten  u n te rw o rfen  w erden  soll, die m it  der A nstellung einer neuen 
K la g e  verbunden  sind. E s  mochte v ie lm ehr durchaus  sachgemäß und  billig sein, d aß  die V e rh a n d lu n g  nach 
gerechtfertigtem E inspruch  a u f  G r u n d  der erhobenen K lag e  fortgesetzt w erd e ,  w om it  anch die Proceßgesetze der 
O s ts e e -G o u v e rn e m e n ts  in  E ink lang  stehen, welche einfach vorschreiben, daß  d a s  eingeleitete V e r fa h re n  fortzusetzen 
sei, nachdem die C o n tu m a z  p u r g i r t  w orden .

V e rg l .  z. B .  K u r l .  P ro c e ß in s t ru c to r iu m  T h l .  I ,  T i t e l  1, 1 5  u .  1 6 .
^ 6  2 .  W e n n  der B ek lag te  in  der T a g f a h r t  zur  mündlichen V e rh a n d lu n g  nicht erscheint, so entsteht

die F r a g e ,  ob er so anzusehen sei, a l s  habe er die der K lag e  zum  G r u n d e  liegenden T ha tsachen  zugestanden, oder
so , a l s  habe er diese T ha tsach en  in Abrede gestellt. D e r  Ustav scheint d a s  letztere an znn eh m en ,  dem: im  A r t .  
7 2 2  v e ro rdne t  e r ,  daß  der R ich te r  den eingeklagteu Anspruch n u r  insoweit anerkennen so l l ,  a l s  der K läg e r  die 
W a h r h e i t  der Tha tsachen  d a rge th an ,  a u f  denen der Anspruch beruh t.  U m  sich die F o lg e n  dieser B e s t im m u n g  zum 
B e w u ß ts e in  zu b ringen, m ag  vor A llem  ans  die tägliche E r f a h r u n g  hingewiesen werden, daß  der B e k la g te ,  w enn  
er sich über  die K lage  a u s l ä ß t ,  in  den allerseltenstcn F ä l le n  alle B e h a u p tu n g e n  des K lä g e r s  in  Abrede stellt. 
D i e  S c h e u ,  eine Lüge vorzu b r ing en ,  der psychologische Z w a n g ,  der in  der Oeffentlichkeit der V e rh a n d lu n g  liegt, 
und  die kategorischen F r a g e n ,  m i t  denen der R ich te r  au f  die P a r te ie n  zur  E rforschung  der W a h r h e i t  eindringen 
kann, w erden  den B ek lag ten  in der R e g e l  nö th ig en ,  einen bald g rö ße ren ,  bald  geringereil  T h e i l  der vom  Kläger­
in  der K lage  aufgestellten B e h a u p tu n g e n  znzngestehen. W i r d  n u n  festgesetzt, daß  bei A usb le ib en  des B ek lag ten  
alle d a s  F u n d a m e n t  der K lage  bildenden B e h a u p tu n g e n  a ls  in A brede gestellt anznsehen sind, so w ird  dem K läger  
d a r a u s  in der R eg e l  eine viel g rößere  B e w e is la s t  erwachsen, a ls  der F a l l  gewesen w ä r e ,  w enn der B ek lag te  sich 
zur  V erh a n d lu n g  eingesnuden und  dem R ich te r  wie dem K läg e r  R e d '  und A n tw o r t  gestanden h ä t te  —  und leuchtet
ein, daß  die fragliche S a tz u n g  zu dem m it  der Gerechtigkeitsidee völlig u nvere inbaren  E rgeb n iß  führen  w ürde, daß
es in  d a s  B e l ie b e n  des  B ek lag ten  gestellt sei, durch seinerseitiges u ngeho rsam es  A usb le ib en  seine P ro c e ß la g e  zu 
verbessern, d iejenige des K lä g e r s  aber zu verschlimmern, und  einige der M i t t e l ,  m i t  denen d a s  Gesetz den R ich te r
zu r  E rforschung  der W a h rh e i t  au sge rüs te t  hat ,  ohne W e i te r e s  lah m  zu legen.

U m  einer dera r t igen  V erkehrung  der a l lgem einen Nechtsgrundsätze vorzubengen , bestim m t der A r t .  3 7 9  
des P r o e e ß e n tw u r f s ,  daß  d a s  A u sb le ib en  des Bek lag te ::  in  der fü r  die mündliche V e rh a n d lu n g  bestim m ten T a g ­
f a h r t  die F o lg e  haben soll, daß  die im K la g e a n t rä g e  vorgebrachten T ha tsachen  a l s  zugeftauden anznsehen sind, 
w a s  im Hinblick a u f  die S ta t t h a f t i g k e i t  des E insp ruchs durchaus  gerechtfertigt sein u n d  dem G eis t  der P r o v i n -  
zialgesetze entsprechen d ü r f te ,  welche v e ro rdnen ,  daß  der zum  zweiten M a l  ungehorsam  ansble ibende B ek lag te  in  
den V e r lu s t  der S a c h e  ( in  o n r n r i s s i o n e m  eu rm n e )  ve ru r the i l t  w erden  soll.

Z .  B .  Kurländisches P ro c e ß in s t ru c to r iu m  T h l .  I . ,  T i t .  1, H 1 6 .

e. D e r  B e w e i s  V e r f ü g u n g  (A r t .  3 7 2 ) .
A m  S c h lu ß  der mündlichen V e rh a n d lu n g  w ird  sich in der R e g e l  H erausste llen , daß  nicht wenige der

T ha tsachen, ans welche die P a r t e i e n  B e z u g  genom m en, streitig sind, w eil sie von der einen P a r t e i  behaupte t,  von
der ändern  in A brede gestellt werden. E r w ä g t  m a n  demnächst, daß  die P a r t e i e n ,  wie die übereinstim mende E r ­
fah run g  aller Länder leh rt,  sich sehr oft au f  T ha tsachen  berufen , die au f  die Entscheidung des R ech tss tre i ts  keinen 
E in f lu ß  ü b e n ,  so fä l l t  in die A u g e n ,  daß  u n te r  den in der mündlichen V e rh a n d lu n g  streitig verbliebenen T h a t ­
sachen sich sehr häufig  unerhebliche befinden w erden . S o l l e n  n u n  diese T ha tsachen  trotz d e m , daß  von ihrer
W a h rh e i t  oder U n w ah rh e i t  der A u s g a n g  des R ec h tss tre i ts  nicht a b h ä n g t ,  dennoch zum G egens tände  des  B ew e ises  
gemacht w e rd e n ,  so w ä re  d a s  nicht allein eine höchst überflüssige B e lä s t ig u n g  der P a r t e i e n ,  sondern  w ä re  in  der 
R eg e l  auch eine ganz u n m o tiv i r te  V erzögerung  des P rocesses . E ben  d a ru m  schreibt der A rtikel 3 7 4  des P ro c e ß -  
e n tw u r f s  v o r ,  d a ß . d e r  R ich te r  verpflichtet sei, nach dem S c h lu ß  der mündlichen V e rh a n d lu n g  m ittelst  V e r fü g u n g  
festznstellen, welche u n te r  den streitig verbliebenen T ha tsachen  erheblich und daher durch B e w e is  in G ew iß he i t  zu 
setzen sind.

D i e  richterliche Feststellung der erheblichen, des B ew eises  bedürfenden, Tha tsachen  (der sogenannten  B e ­
weissätze) g enüg t  aber an  sich noch n ich t,  u m  die P a r t e i e n  ü ber  die B e w e is fü h ru n g  erschöpfend zu ins tru iren . 
Bekanntl ich  ist die gemeinrechtliche T h e o r ie  über  die Bew eispfl ich t, beziehungsweise über  die V er th e i lun g  der B e ­
w e is la s t ,  gerade derjenige T h e i l  des P ro ce sses ,  der m it  den g rö ß te n  Schw ierigkeiten  zu kämpfen hat .  D ie se



Schwimqkeitcn spicaclu sich täglich in der praktischen Rechtspflege ab, rndcm fast über kcme» Punkt unter den 
Parteien so viel gestritten zn werden pflegt, als über die Frage, welche unter den des Beweises bednrsenden
^hatsachcu von der einen und welche von der ander» Partei zn beweise» sind. S o  lange l-ieinbei Uligcimßheit
obwaltet, ist jede Partei der G-fal-r anSgesctzt, entweder z» viel oder zu wenig zn beweisen; denn eines Lhetls
kan» das Bestreben für alle Fälle sicher zn gehen, die Partei in Beweise verstricken, die ihr nicht obliegen
und anderen Theils'kan» cS geschehen, daß eine Partei blos in Folge irrthüinlichcr Ansfassnng ihrer Bcwcispflicht
d!n N7chw7iS von Thatsachen »nterläßt, die sie nach Ansicht des Richters darthnn mnßte, um de» Proeeß zn

gewinne». ^  derartigen Fehlgriffen und de» schädlichen Folgen derselbe» zu
bewahren und der Beweisführung feste Ziele zu si-ckcn, hat der Proceßentwnrs kein Bedenken getragen, dem R,cht-l
im A rt 374 die Pflicht anfznerlegc», sich bei Erlaß der BcweiSvcrfngung nicht ans enic ^ezcichiinng der
Beweises bedürfende» Thatsachen zn beschränken, sondern anch nach Maßgabe des A rt. 3 ,»  eine ^ rth e illin g  der
Bcwcislast vorznnehnien, d. H. in Betreff einer jeden z» beweisende» Thatsache genau zn bcstiinnien, welcher von

beiden Ostsce-Goiivcriieiiiciits stets prawsch gewesenen
-Vi.stituts der Bcwcisvcrsnaiina, sogar abgcschc» von allen Gründen der Zwcckinaßigkeit, schon in Folge der A r .
V 4 ^ 8 8 -K S 0 7 7 S 3 . « Ü . 696. 7 0 4 -7 0 6 , 8 6 2 -8 6 6 , SO», S 1 6 -S 1 9 . 1841, 2582 2976, 2988, 3293, 
3304 3531 flg., 3672 flg. nnd 3700 flg. des Th l. I I I  des Provinzialrcchts nncrlaßlich erscheint. D a  »ain- 
lick, alle diese Artikel für einzelne besondere Nechtsfällc Regeln znr Bestimmung der B-Welspfl>cht anfstcllen, so 
sei en sie ,inzweifelhaft vorans, daß der Richter znni Erlaß voi, BeweiSversiigniigei, verpfkchtet s-i, denn die Be- 
weisverfügliiig ist ja eben das M itte l, durch welches der Richter die NI den allcgiitcn ' l i l i  ilu  dis Piovinzial- 
rechts vopgcschriebenen b-sondciil B-weisr-geln so wie die im Art. 373 des Proceß-ntwnrfS enthaltenen allgemeinen 
BeweiSregcln dcii strcitciiden Parteien gegenüber zur Geltung zn bringen hat.

6. B e g r ü n d u n g  der N n a n w e i i d b a rk e i t  der U m f ra g c  a ls  B e w e i s m i t t e l  im  C iv i lp roccß .

M it  Bezng auf die in, A rt. 379 anfgezählten gesetzlichen Beweismittel (Augenschein, Zcugcn, Sach­
verständige, Urkunden, Eid) ist von der Civilobcrverwaltung die Frage angeregt worden, ob nicht die Umfrage als 

sechstes B i N v c i S n n t t e l ^  ^  ^  ^ Nutzen

gewähre» kann, wo es historisch erwachsen nnd durch langjährige Uebnng im Bolksbewnßts-ii, feste Wnizeli, ge­
schlagen hat. Angcnscheinlich ans dieser Erwägung fußend und zugleich bekannt gemacht imt den, Umstandi, daß 
das'Jnstitnt der Umfrage den Ostsee-Gouvernements vollständig fremd ist, hat der Dirlgirendc Senat, als >m 
Jahre 1858 die Frage Wege» Einsnhrnng der Uiiifragc in den Baltischen Gouvernements angeregt wurde nnttelfl 
Ukascs vom 19. M ärz 1858 cntschieden, daß die Umfrage ans diese G o n v c n w E  anszndehncn sei.
I »  genauer u-bereinstin.innng Niit dieser Senats-Entscheidung stetst auch die Allerhöchst bestätigte Berordnung über 
das Verfahren der in den Ostsee-Gonvernemcnts im Jahre 1854 enigerlcht-ten Kronsschlcdsgeuchtc. Ocnn 
obschon den Letzteren vorzugsweise die Entscheidung über Grcnzstrcitigkeiten obliegt; ob,chon serner die Umsragc 
nach A rt. 412 des Ustav nur Lei Grenz- und Besitzstrcitigkcitcn znr Anwendung kommcil soll, so ist doch IN 
der V-l°rdnnnq über das Verfahren der KronSschiedsgerichtc der Umfrage Mit keiner Silbe Erwahiun'g geschehen 
und mochte dieses Schweige» beredt genug den, Grundsatz Anerkennung zollen, daß -m re,,, ans historischer 
Basis beruhendes Institu t sich nicht zwangsweise auf Gebiete anSdchncn laßt, wo ihm der historische ^oden 
gänzlich mangelt.

6. D e s  Zengenbeweises (Art. 409 flg.).

D ie im Proceßentwurf in Betreff des Zengenbeweises ausgestellten Regeln sind der Civlloberverwaltung 
bedenklich erschienen, weil sie dem Zeugcnbeweise einen größeren Spielraum gelmi, als m dem Cwilproceße des 
Nt'icbs verordnet ist —  und wird daher eine kurze Beleuchtung der Sache zweckdienlich erscheinen.

A rt. 409 des Ustav bestimmt, daß durch den Zeugenbeweis nur solche Rechtsgeschäfte festgestellt werden 
können, zu deren Bewahrheitung die Gesetze keinen Urkundeubeweis fordern. Unter den Owsttzen, die der Art. 
409 vor Auaen hat, sind unzweifelhaft diejenigen Bestimmungen des Privatrechts des Reichs zn v e ^  
die Gültigkeit oder Klagbarkeit gewisser Rechtsgeschäfte von der schriftlichen ^eurkniidung derselben ^hängig 
machen. Da diese Bestimmungen jedoch für die mit einem besonderm Privatrecht ^
uements keine verbindende Kraft haben und da der Th l. I I I  des Provinzialrechts m den Art. . 0^ i,  o -  
und 3032 die Fälle bestimmt, in denen für in den Ostsee-Gonvernements zu Stande P '^^u ic iie  Rechtsgeschäfte 
di.' scbristliche Aorm erforderlich ist, so folgt daraus, daß der Proceßentwnrf Ui Bezug auf die Zulasstgleit des 
Heuaenbewcises die obenbezogenen Artikel des Privatrechts ebenso zur RAchtschuilr nchnien inußte, wie solches iin 
A rt 409 des Ustav bezüglich der betreffenden Bestimmungen des Privatrechts des Reichs geschehen ist. ^ e r  
kon L  Gesicht«;.».,/ a..7 dm üb» "d°n Z°>>gonbowois l^..d-lndo.. Absch..ill d-»
kann vielleicht die Frage anfwerfeu, weshalb die dnrch die A rt. 3027, 3029 und o0..>2 des ^h l. I I I  des sromm 
rialrechts gebotene Beschräuknug der Zulässigkeit des Zeugenbeweises in dem betreffenden Proeeßabschnitt kemen 
Allsdruck gefunden. Darauf läßt sich aber die wohlbegründete Antwort geben, ^ ß  in allen Fallen, wo da. 
Provinrialrecht die schriftliche Beurkundung als so wesentliche Form des Rechtsgeschäfts bczerchuet, daß letztere, 
ohne diese Form gar nicht wirksam und znr Erzeugung einer Verbindlichkeit geeignet ist, em ^eweis über da. 
mündliche Zustandekommen des fraglichen Rechtsgeschäfts überhaupt nicht Vorkommen kann , weil diel es Zus an 
kommen ein völlig unerheblicher Umstand wäre, der als solcher gar nicht einmal AM  
Beweises aemacht werden kann —  und leuchtet hierbei em, daß den Art. 302 i, 30-9 und o0o^ de.
^ re ch ts  dadurch Genüge geschehen, daß nach den « .  372, 373 und 375 des ^  'in r solcher
Thatsachen zulässig ist, die erheblich sind, also auf die Entscheidung S ^ o  E'influß haben.

Sollte trog der obigen Erörterung noch ein Nachweis darüber erforderlich erscheinen, daß i P 
M rccht de» Zeugenbewei» als M itte l zm F-stst-ll«ug a ll»  f.i, die Entscheidung s ta c h e n  T h a t s a ^  
so würde d i-flr Beweis sich durch Z 27 flg. der Kurl. Statuten, A 33, T it. 1, T h l. I ,  11. 37 der Ritter-



regeln, ß  8  der zur B e fö rd e ru n g  der J u s t i z  gereichenden P u n k te  vom 2 1 .  S e p t .  1 6 7 1 ,  d a s  Ehs tl .  R i t t e r -  und  
Landrecht l ,  2 2 ,  A r t .  1 flg., 2 3 ,  A r t .  1 flg., die Nigaschen S t a t u t e n  I I ,  2 0 ,  A r t .  1 flg., 2 1 ,  A r t .  1 fla. und  

^ 0 4  und  8 6 6  des T h e i l  III. des P ro v in z ia l rec h ts  fuh ren  lassen. I n  dem zuletzt e rw ä hn te n  
A rtlke l ist sogar  fü r  den E rw e rb  von I m m o b i l i e n  wörtlich vero rdne t :

„ D e r  B ew eis  des rechtlichen E rw erb ungsgrun des  braucht nicht schlechterdings durch Urkunden geführt 
zu werden, es sind vielmehr auch andere B ew e ism it te l  zulässig."

f. D e r  B e e i d i g n n g  d e r  Z e u g e n  nach  d e r  V e r n e h m u n g .

D i e  B ee id igu ng  des Z e u g e n  v or  der V e rn e h m u n g  soll bewirken, daß  derselbe zur  A blegung  des J e u q -  
msses m i t  geschärflem Gewissen schreite u n d  bei A b legung  des Z eugn isses  von dem B e w u ß ts e in  e rfü ll t  sei, d aß  er
durch sede Abweichung von der V -ah rhe it  meineidig werde. D h n e  zu bestreiten, d aß  diese W irku ng en  ein tre ten
können u nd  oft in  Wirklichkeit ein tre ten  w e rd e n ,  d ü rf ten  doch die S ch a t te nse ite n  der vorausgeheuden  B ee id igu ng  
die Lichtseiten derselben nicht in  geringem  M a ß e  nberwiegen. Z unächst  kann bestritten werden  u nd  ist jedenfa lls  
mcht a l s  ausgem acht anzusehen, d aß  ein bere its  geleisteter E id  die Gew issenhaftigkeit u n d  W a h rh e i ts l ie b e  des 
Z e u g e n  m  höherem G r a d e  wachrufeii und  wach e rha l ten  werde, a l s  die G ew ißhe it ,  'daß er d as  abgelegte Z e u g n iß  
h in te rhe r  werde eidlich e rhär ten  müssen. W o h l  aber  kann fü r  ausgem ach t gelten, daß  die m i t  der vorausgeheuden  
B e e id ig u n g  unzertrennlich  verbundene F o r m  des Z en gene ides ,  nämlich daß  der Z e u g e  in u b s t t - E o  schwören soll 
die W a h r h e i t  sagen zu w o llen , ein g roßer  Ilebelstaud ist. D i e  meisten Z e u g e n  haben  fü r  dies abstraete E id e s ­
the m a  kein V e r s tä n d n iß ,  weigern  sich, e t w a s ,  d a s  sich ganz von selbst verstehe und  d as  sie m it  keinem ä u ß e rn
S n m  w ah rge no m m en  haben, zu beschwören, v e r la n g e n ,  daß  sie zur B ee id igu ng  ih re s ,  dem  G erich t mitgetheil ten  
hrstonschen W issens  zugelassen werden m ögen  und erblicken in  dem E id e :  daß  sie die W a h r h e i t  bezeugen werden 
bald  eine E n tw ü rd ig u n g  der Heiligkeit des E id e s ,  bald  wieder e tw a s  fü r  d a s  Gewissen durchaus Verfängliches. '  
Ganz^ a n de rs  gestaltet sich die S a c h e ,  w enn die B ee id ig u n g  dem Z e u g n iß  nachfo lg t ,  denn dann  ist der R ich ter  
im  (L tande , dein Z e u g e n  alle wesentlichen E inze lnhe iten  der A u ssag e  in g ed rän g te r  Ällirze vorznhalten ,  ihm dabei 
G elegenhe i t  zur  A u fk lä ru ng  e tw aiger  W idersprüche und  D unke lhe i ten  zu geben und  ihm den I n h a l t  dessen, w a s  
er, a l s  von ihm  sinnlich w ahrgenom inen , eidlich bekräftigen soll, zum  B e w u ß ts e in  zu bringen . N u r  einem solchen 
E id e s th e m a  gegenüber dürs te  insbesondere dem gem einen dR anne  im m er  klar werden, daß  er einen M e in e id  begehe, 
sofern sein Z e u g n iß  von der W a h rh e i t  abweicht, n u r  ein solches E id e s th e m a  dürf te  geeignet sein, den Z e u g e n  vor 
schiefen oder unklaren A uffassungen des  I n h a l t s  seines E ides  zu bew ahren  und  m ö c h te 'e s  daher  angemessen sein, 
die B e e id ig u n g  der Z eu gen ,  wie auch in ändern  Ländern , z. B .  S ach sen ,  geschieht, der V e rn e h m u n g  u n te r  B e o b ­
achtung der im  A r t .  4 2 7  des P r o c e ß e n tw u r f s  festgesetzten R e g e ln  Nachfolgen zu lassen.

§ .  D e r  B e g r ü n d u n g  d e s  B e w e i s e s  d u r c h  E i d .
A u s  den in  der M o t iv i r u n g  vom  1 3 .  O c t o b e r  d. I .  fü r  K u r la n d  an geführ ten  G esellesbestim m ungen

so wie a u s  Z 2 8 ,  3 2  der N ich terregeln , a u s  C ap .  1 2 7  des m it t le ren  Livländischen N i t t e r r e c h t s , ° a u s  A r t .  1 flq'.' 
u nd  1 4  flg. des C ap .  1 8 ,  T h .  II der Nigaschen S t a t u t e n ,  a u s  A r t .  1 flg. des T i t .  3 0 ,  B uch  I des E hs tlän -  
dischen R i t t e r -  und  Landrechts und  a u s  dem W i s c h e n  Landrecht vom  J a h r e  1 5 8 6  I, 7, K 3 ;  V , 7 , K 1 8  geht 
m i t  Evidenz  hervor,  daß  der E id  in  den N echtsguellen  der D s ts e e -G o n v e rn e m e n ts  a ls  B e w e is m i t t e l  ganz a llgemein  
gesta tte t w ird .  E b e nd aher  kann es keinem Z w e ife l  unterl iegen, daß  der T h .  III des P rov inz ia l rec h ts  überall ,  wo 
er der gesetzlichen B e w e is m i t t e l  e r w ä h n t ,  diesen letztern auch den E id  beizählt. W e n n  n u n  der ^ h  III des 
P ro v in z ia l rec h ts  in sehr vieler: A r t ike ln ,  z. B .  in  den A r t .  8 6 6  und  3 5 3 2 ,  in B e z u g  au f  den B e w e i s  in ein­
zelnen R echtsverhältn issen  ausdrücklich hervo rheb t ,  daß  dieselben durch alle B e w e is m i t t e l  erwiesen w erden können, 
so w ird  d a m i t  ausgesprochen , daß  rücksichtlich des B ew eises  dieser besonder:: Rechtsverhältn isse  keine A u s n a h m e
von der a llgemeinen R ege l ,  nämlich von der A nw endbarkeit  aller  B e w e is m i t t e l  und  som it auch des E id e s ,  s ta tt-
siude, w o ra u s  denn w eiter fo lg t ,  daß  der T h .  III des P ro v in z ia l rec h ts  die uneingeschränkte A nw endbarkeit  des 
E :d es  a l s  B e w e is m i t t e l  anerkennt oder richtiger a l s  selbstverständlich voranssetzt. A b e r  auch eine ganz directe 
Anerkennung des  E id es  a l s  B e w e is m i t t e l  ist in  dem T h .  III des P rov inz ia l rec h ts  vielfach ausgesprochen, wie die A r t .  
3 9 8 ,  1 6 2 9 ,  1 6 3 1 ,  1 8 4 1 ,  3 4 5 6  u nd  3 4 5 7  beweisen und  kann hiernach, wie in  E rw ä g u n g  dessen, daß  im  P r o -  
vinzialrecht in  sehr vielen F a l l e n  der N achw eis von T ha tsachen  und  V erhä l tn issen  gefordert  wird, die (wie z. B .  
die in  den A r t .  6 4 ,  1 3 8 ,  8 6 3 — 8 6 5 ,  2 9 8 8 ,  3 2 9 3 ,  3 6 7 2  re. re. bezeichneten) sich unmöglich a n de rs  a ls  durch 
E id  feststellen lassen, kann: ein Z w eife l  d a rü b e r  o b w a l te n ,  daß  die A nw endbarkei t  des T h .  III des P r o v iu z ia l -  
rechts die unbeschränkte Znlässigkeit des E ides  a l s  B e w e is m i t t e l  schlechterdings voraussetze und  bedinge. W o ll te  
m a n  die A nw endbarkeit  des E id es  nichtsdestoweniger beschränken, so w ürde  d a s  nicht eine größere  Rechtssicherheit, 
sondern gerade 9:echtsttnsicherheit und  arge Verletzung der P r iva t rec h te  zur  F o lg e  haben, wie solches schon in der 
4  motivirung von: 1,^. V e t o b e r  ausführlich  d a rg e th a n  w orden . W a s  aber  endlich den von E in ige n  gegen d a s  
B e w e is m i t t e l  des E ides  erhobene:: E in w a n d  betrifft ,  daß  m i t  demselben vielfach M iß b ra u c h  getrieben werden könne, 
so dürs ten  die A r t .  4 9 1 ,  4 9 9 ,  5 0 0 ,  5 0 2 ,  5 0 3 ,  5 0 4 ,  5 1 1 ,  5 1 2 ,  5 1 5  und  5 1 6  J l i n e n  2  des E n tw u r f s  danach an-  
ge than  sein, den: beftnchteten M iß b ra u c h  ein Z i e l  zn setzen und  zu v e rbü rgen ,  daß  d a s  B e w e is m i t t e l  des E id e s  
eben n u r  d a n n  zur  A n w en du ng  kommen werde, w enn  der Bew eispflich tige  keine anderen  M i t t e l  zur  F ü h r u n g  des 
ihm obliegenden B ew e ises  besitzt. ^

7 . Begründung des ordentlichen Verfahrens vor Einzelrichtern.
( A r t .  5 2 4 — 5 6 2 . )

I m  Hinblick auf den Umstand, daß in den: Civilproceß des Reichs den: V erfahren  vor Einzelrichtern 
oigenes Buch gewidmet ist, welches sich keineswegs auf Angabe der Abweichungen dieses V erfahrens  von dem 

V erfahren  vor Eolleg:alger:chten beschränkt, sondern gewissermaßen a ls  eine besondere, selbstständige P roeeßordnnug  
anzusehcn stt, hat d:e Civckoberverwaltnug eme D ar leg u n g  der G rün de  gewünscht, die es unmöglich oder unthunlich 
machen, dem Be:sp:ele der C:v:lproceßordnung des Reichs zu folgen.

Um diesem Wunsche zu entsprechen, wird vor Allem zwischen dem Wesen eines Rechtsstreits und den 
M o d a l i tä ten  desselben unterschoben. J e n e s  ist, weil es eben au s  der G esam m theit  der M erkm ale  besteht, die



de» B car if f  cineS Rechtsstreits  lnldcn, bei alle» denkbare» RcchtSstreitigkcitc» im m er dasselbe. D iese ,  die M o d a ­
litäten kömicii daaegen bei den verschiedenen Rechtsstrcitigkeitcn sehr verschieden sein, indem cs sich i n  dcnsclbeii 
bald n'm ciuen größeri, oder geringeren S tre i tg eg en s tan d , bald u m  mehr oder weniger verwickelte T h a t -  oder 
Rechtsfragen, baid nn, möglichst rasche B eend igung  re. re. handeln kann. .

D a s  soeben über die Ncchtsstreitigkciten Gesagte  tr i t t ,  au s  sehr nahe liegenden Gruiidcii,  auch bei den 
G rm idsähen  und R eg e ln  zu T ag e ,  nach denen die Ncchtsstreitigkciten zu verhandeln sind, denn cs k a n n ,  za inuß 
Illitcrschiedcn werden zwischen solchen processualischcn Grundsätze» u»d Regeln , die für die B c r h a n M n g  eines zedcn 
Rechtsstreits ohne Rücksicht ans dessen M o d a l i tä ten  nothwendig stnd, und solchen, die durch die M o d a l i tä te n  ge­
wisser bestimmter Nechtsstreitigkeiten bedingt sind. I n  B e tra ch t ,  daß die Grundsätze und R egeln  der ersten Ka- 
teaorie den Charakter des Allgemeinen, Nothw eudigen , die der zweiten ^ a teg o r ie^ ab e r  den Charakter des Beson- 
dern Zufälligen in sich tragen, möchte die natürlichste G liederung des Civilhrocesses die sein, daß m  erster^ dune 
d as  Allgemeine, und erst in  zweiter Linie d a s  Besondere zur D ars te l lun g  kommt. D em g em äß  finden sich m  der 
E in le i tung und im  ersten Buch (A rt .  1 —  3 1 6 )  des P ro ceß en tw u rfs  nu r B estim m ungen , die (von germgfügigen 
A u snahm en  abgesehen) so allgemeiner N a tu r  sind, daß sie auf jeden Rechtsstreit ohne Rücksicht auf desien M o ­
dali tä ten  zur A nwendung kommen müssen und folgt d a r a u s ,  daß diese 3 1 6  Artikel füllenden ^ e s tu n m n n g e n  dem 
Einzelrichter ebenso genau und eingehend bekannt sein müssen, wie den Collegialgerichten, und daß daher bei A b ­
handlung des V erfah rens  vor Einzelrichtern eine W iederholung der allgemeinen B estim m ungen vollständig über­
flüssig erscheinen mußte. ... . .

D a s  zweite Buch des P ro ceß en tw u rfs  zerfällt in zwei T i t e l ,  von denen der erste über d a s  ordentliche
V erfahren  vor Collegialgerichten und der zweite über das ordentliche Verfahreitz vor Einzelrichtern handelt . D ie
im ersten T i t e l  enthaltenen B estim m ungen sind zum T h e i l  aus  der Beschaffenheit der den Collegialgerichten erster 
In s ta n z  zugewiesenen S tre itigkeiten  entsprungen, zum T h e i l  drücken sie proceßrechtliche Sä tze  a u s ,  welche so all- 
aemeiner N a tu r  sind, daß sie bei jedem irgend denkbaren Rechtsstreit zur Anwendung kommen müssen, wie z. B .  
die Vorschriften über die Klagehäufnng, über die rechtlichen F o lgen  der M it th e i lu u g  des K la g e a n t ra g e s , über die 
K lageänderung , über d a s  Recht der W iderklage, über die proceßhindernden Einreden , über das  U rihe il  und das 
V ersäu m ungsur the i l ,  über die Beweisversügung, die B ew eisan tre tung ,  die B ew e isau fn ah m e ,  die B ew e isau s fu h ru n g ,
die V ersäum ungsverfügungen  re. re. ^  <

D a  nun diejenigen B estim m ungen des T i t e l  I ,  welche au s  der Beschaffenheit der vor die Collegial-
acrichte erster In s ta n z  gehörigen Nechtsstreitigkeiten entsprungen sind, n u r  einen sehr geringen B ruch theil  der im 
T i te l  1 enthaltenen allgemeinen B estim m ungen  ausmachen, letztere aber auch dem Einzelrichter zur Rlchtjchnur
dienen und daher von ihm gekannt sein müssen, so erschien es durchaus sachgemäß, den wenigen B estuum ungen,
die dem V erfahren  vor Einzelrichtern wegen Geringfügigkeit des S tre i tgegenstandes  charakterisch sind, a ls  Abwei­
chungen von dem ordentlichen Verfahren  vor Collegialgerichten in einem besonder» T i t e l  Ausdruck zu geben, wie
im T i te l  I I  des zweiten B uchs  geschehen ist.

A u s  dem E rö r te r ten  dürfte  sich ergeben, daß die Zusamm enstellung einer besoudern P ro ceßordnun g  fü r
das  Verfahren vor Einzelrichtern fast au f  eine wörtliche W iederholung des in dem ersten Buch und m  dem ersten 
^ i t e l  des zweiten B uchs  Ausgesprochenen h inauslaufen  und daher überflüssig erscheinen m uß .  ̂ - - e n n  aber die 
Tendenz einer besonderen P ro ceßordnung  für Einzelrichter d a rau f  gerichtet wäre, den letzteren die auch von ihnen 
m  beobachtenden, den eigentlichen K ern  des ganzen P ro ceßverfah rens  bildenden Proeeßrechtücheu B estim m ungen 
mundgerecht zu machen, so ist es Angesichts der Verhältnisse in den O stsee-G ouv ernem euts  kaum möglich, diese

Tender z 6 ^ ^  in diesen G ouvern em en ts  geltende Proceßrecht, H a n d  in  H a n d  gehend mit dem P n v a t -
recht auf römischer, germanischer und canonischer G ru n d lag e  erwachsen ist, so kann das B es treb en ,  d a s  P ro ceß -  
reckll durch B re i t t re teu  Unkundigen mundgerecht zu machen, n u r  zu rein mechanischer A nwendung und M  Erzen- 
auna  unerquicklicher Halbwisserei fü h ren ,  die nicht weniger a ls  gänzliche Unknnde Fehlgriffen  und M iß d eu tu n g en  
aller A r t  blosaestellt ist. D a s  Priva trech t  ist wenigstens um  das Zehnfache umfangreicher a ls  der P ro ceß  und 
kann ohne genaues Verständnis; seines I n h a l t s  nicht angewandt werden. D a  nu n  der Einzelrichter m  den ihm 
zuaewiesenen Rechtsstreitigkeiten nichtsdestoweniger das  P riva trech t  anzuweuden hat, so ist wirklich kem G r u n d  ab- 
uiseben weshalb dem Einzelrichter ein eingehendes S t u d i u m  der P ro ceß o rd n u n g , die doch Mit dem H n v a t-  
recht in der engsten V erbindung steht, erspart werden soll, weshalb ihm gerade der P r o c e ß  mundgerecht gemacht 
werden soll, während er in B ezug  auf d a s  noch schwierigere und umfangreichere P r iv a trech t  seinem Schicksal uber-

Schließlich mag noch bemerkt werden, daß selbst der Ustav trotz dem, daß in den iunern G ouvern em en ts  
de« Reicks qnnr andere Verhältnisse obwalte», sich dennoch im A rt .  8 0  zu der B cstim innng  veranlaßt  gesehen, 
daü der Einrclr ick ter , wenn ihn, über d as  von ihm zu beobachtende xi-oeeZeno Zw eifel erwachsen, die snr die 
Collcaialacrichte geltenden R egeln  des V erfahrens  zur Richtschnur zu nehmen habe w o rau s  folgt daß aitch dem 
Einzelrichter m  den iunern G ouvernem ents  das S t u d i u m  des ganzen Ustavs des Civilprocesses nicht erspart ist.

8. Begründung des außerordentlichen Verfahrens.
(A rt .  5 3 9 — 6 9 7 .)

W ie  die Geringfügigkeit des S tre i tgegen s tand es ,  um  den es sich in Processen vor dem Einzelrichter 
handelt und die Rücksicht auf den Umstand, daß in der R egel wenig bemittelte und ungeblldete Personen  a^^ 
Processen betheiligt sein werden, das M o t iv  zu den im zweiten T i t e l  des zweiten B uchs d a r g e s t e ^  
von dem ordentlichen V erfahren  vor Collegialgerichten gewesen sind, so können bei den Rechtsstreitigkeiten noch 
andere durch ihre N a tu r  bedingte besondere Verhältnisse obwalten, welche es gleichfalls nothig m achen , mehr oder 
weniger namhafte  Abweichungen von denn ordentlichen V erfahren  emtreten zu,lassen. D ie  M o t iv e  dm s^che -  , 
weichnnaen begründen, können zwar sehr verschiedener A r t  sem, dam it aber dmselben mcht zum ^  
von A usnahm en werden , ist es unerläßlich erschienen, die zahlreichen M o tiv e  auf gewüse allgeumme K ategorun  
mrückzuführen und auf eine jede einzelne Kategorie ein eigenes G ebäude zu errichten, welches, emeu S o n d e rb a u  
darstellend, das  geordnete Gefüge der durch die N a t u r  der S ache  bedingten Abweichungen von dem ordentlichen
V erfahren  in sich begreift.



Als allgemeine Kategorien der gedachten A rt stellen sich bei näherer Erwägung heraus:
1) der außergewöhnliche Umfang gewisser Nechlsstreitigkeiten oder die besondere Verwickelung der that-

sächlichen Verhältnisse und des B ew e ism ater ia ls , die bei einigen Streitigkeiten in Betracht
kommen können;

2) die Gefahr auf dem Verzüge;
3) der blos vorbereitende Charakter gewisser Streitsachen;
4) Aufrechterhaltung und Beförderung des Credits;
5) die Rücksicht, dem Entstehen förmlicher Processe vorzubengen.

A us dem ersten M otiv  ist das schriftliche Verfahren mit mündlicher Schlußverhandlung (Art. 5 4 1 — 562)
hervorgegangen, aus dem zweiten M otiv  sind der Besitz und Arrestproeeß und die einstweiligen Verfügungen 
(Art. 6 4 0 — 678), aus dem dritten M otiv  die Aufforderung zur Klage und zur Geltendmachung von Rechten 
(Art. 5 9 6 — 639), aus dem vierten M otiv  der Wechselsiroceß (Art. 5 7 4 — 5 85),  der Handelstzroeeß (Art.
6 79  -  697) und der Executivtzroceß (Art. 5 6 3 — 573), aus dem fünften M otiv  endlich der bedingte Zah lungs­
befehl (Art. 5 8 6 — 5 9 5 )  erwachsen. Diese besonderen Proceßarten sind nun keineswegs eine neue Schöpfung,
haben vielmehr mit der Reeeption des gemeinen Civilproeesses in den Ostsee-Gonvernements in den letzteren
Eingang gefunden und durch das Nechtsleben und die Nechtsguelleu derselben zum Theil eine besondere Gestalt
gewonnen, welche in dem Proceßentwurf nur insoweit verändert worden, als nöthig war, um sie mit vieljährigen
Erfahrungen und der fortgeschrittenen Theorie in Einklang zu bringen.

D ie  Rechtsquellen für das Bestehen der fraglichen besonderen Proceßarten sind neben dem durch viele
Proceßacteu bezeugten Gewohnheitsrecht: - '

1) F ü r  d e n  E p e c u t i v p r o c e ß :
a) Commissorialische Decisionen von 1 7 1 7 , uck. clesiä. 13.
b) O om p. vom 29. Novbr. 16 42 , §  1 2 ;  30. J u l i  1648 , §  1 5 ;  30. J u n i  1717 , A 9.
«) Kurländischer Landtagsschluß vom 13. J u u i  168 4 , H 12.
6) Kurländisches Proceßinstructoriuul I ,  1, Z 5, 11, Z 2 flg; 4, tz 1 flg.; 5, Z 1 flg., 6, Z 11 flg.
e) M ittleres  Livländisches Nitterrecht e. 74, 97. 
k) Königliche Resolution vom 22. S e p t .  1671 ( r lu s t i ^ u n c tu ) .
§) Königliche Proceßordnung vom 4. J u l i  1 6 9 5 , §  25 .
5) Verordnung über Exemtion vom 10. J u l i  1669 , A 5. 
i) Rigasche S ta tu te n  I I ,  12, K 3 ;  24, Z 2.
Ich Ehstländisches R itter- und Landrecht I, 8, Art. 9 ;  28, Art. 6.
I) Lübisches Recht vom Jah re  158 6 , I I I ,  1, A 7 ;  8, §  14. 
uch Bericht des Nevalschen R a th s  von 1 7 84 .

2) F ü r  d en  b e d i n g t e n  Z a h l u n g s b e f e h l :
Kammergerichtsordnung vom Jah re  15 5 5 , T h l .  I I ,  T ite l 23 .

3) F ü r  d en  W e c h s e l p r o c e ß :
u) Russische Wechselordnung vom 25 . J u n i  1832 .
Ich P a te n t  der Kurl. Gouv.-Negierung vom 21 . Febr. 1 8 3 3 .
<ch Rigasche S ta tu te n  V, 8.
6) Königliche Wechselordnung vom 10. M ärz  1671 . 
s) Lübische Wechselorduang vom 26. April 1 6 6 2 .
1) Bericht des Nevalschen R a th s  von 17 84 .
§) Sena tsukas vom 12. S e p t .  1 8 0 5 .
Ich Polizeireglement und Instruction des Nevalschen Stadtgerichts vom 24. S e p t .  1800 , H 6.

4) F ü r  d e n  B e s i t z p r o c e ß :
u) Commissorialische Decisionen von 17 17 , u ä  clesicl. 14.
Ich Pa ten t  der Kurl. Gouv.-Negierung vom 22 . J a n .  1829 . 
e) Kurl. Proceßinstructorium I I ,  9 . ;  Liv. O rd .  vom 20. M a i  16 30 , K 8.
ä ) Hofgerichtsordnung vom 6. S e p t .  163 0 , H 20.
e) Grenziuterdict vom 17. M a i  1 6 7 0 .
1) Ehstl. R itter-  und Laudrecht I, 5, Z 1, 4, 16 ;  IV ,  22 . Vergleiche auch Art. 6 85  flg.,

6 93  flg., 947  des Thl .  IV  des Provinzialrechts.
5) F ü r  den  A r r e s t p r o c e ß :

u) Kurl. S ta tu te n  K 34, 36 .
Ich P a ten t der Kurl. Gouv.-Regierung vom 29 . M ä rz  1 8 1 3 . 
e) Königliche Verordnung über Executiou vom 10. J u l i  1669 , A 14. 
ä) Rigasche S ta tu te n  I I ,  2, Z 2 ;  15, A 1 flg.
e) Ehstl. R itter-  und Landrecht I, 35, Art. 1 flg.
1) Bericht des Nevalschen R a th s  vom Jah re  1 7 8 4 .
A) Lübisches Stadtrecht vom Jah re  1586 , V, 12.

6) F ü r  d ie  A u f f o r d e r u u g  z u r  K l a g e  u n d  z u r  G e l t e n d m a c h u n g  v o n  R e c h t e n :
u) Kurl. Proceßinstructorium I ,  2, Z 54, 5 5 ;  4, Z 2 ;  I I ,  7. 
b) Kurl. S ta tu te n  Z 11.
e) Rigasche S ta tu te n  I I ,  3.
6 )  Ehstl. R itter-  und Landrecht I, 9, Art. 1 flg.; 15, Art. 1.
e) Bericht des Nevalschen R aths  von 17 84 .
I) Th l .  I I I  des Provinzialrechts Art. 373 , 24 51 , 245 2 , 253 8 , 2 5 76 , 25 9 7 , 261 9 , 3 0 1 9 .



9. Begründung der Aufforderung zur Klage und zur Geltendmachung von Rechten.
Dem Wunsch der Civil-Oberverwaltnug entsprechend, wird in Nachstehendem eine kurze Beleuchtung

des oben bezeichucten Instituts versucht. '   ̂ ^  ^  ^
Der Grundsatz, daß es keinen Zwang zum Klagen grebt, hat den doppelten Srim, daß Niemand ge­

bindert werden kann, sein Recht gänzlich aufzugeben, und daß ein Klageberechtigter nicht gcuöthigt werden kann, 
seinen Anspruch früher zu verfolgen, als ihm beliebt. In  der ersten Bedeutung genommen, leidet jener Grund­
satz keine Ausnahme; wohl aber sind starke Grunde vorhanden, von dem fraglichen Grundsatz in dessen zweiter 
Bedeutung gewisse Ausnahmen eintreten zu lassen.

Seiten 
aufaut ryre rnmuverommieyren ^  "
scheidunq vor Gericht beseitigen kann. In  einem solchen Falle würde die Person für die ganze Zeit der Ber- 
iäbruuasfrist in dem sorgenfreien Gennß ihres Eigenthums wie ihrer Gerechtsame überhaupt gestört, und m der 
freien Disposition über die Gegenstände ihres Vermögens gelähmt werden, wenn die Gesetze ihr kein Rechtsmittel
gewähren würden, wodurch sie diejenigen, von welchen sie die Erhebung von Ansprüchen zu befürchten hat, zwingen
kann, ihre Klage zeitig zu erheben, oder ihr Recht gänzlich aufzugeben.

Dieses Recht ist den Gefährdeten nun in dem Recht der Provocation gegeben, da aber eine ganz un­
eingeschränkte Gewährung dieses Rechts den Grundsatz, daß Niemand zum Klagen gezwungen werden kann, ganz 
aufheben würde und da es eine arge Belästigung derer, denen in Wirklichkeit ein Recht zusteht, wäre, wenn ste 
immer vigiliren und öffentliche Blätter, die ihnen nicht immer zu Gebote stehen, oder doch unerschwingliche Kosten 
veranlassen würden, lesen sollten, so ist es schlechthin nothweudig erschienen, die Fälle, in denen das Recht der 
Provocation zur Anwendung kommen kann, im Gesetz genau festznstelleu und es in ändern, im Gesetz nicht be-
reichneten Fällen nicht zuzulassen.

Der Provocationsproceß ist selbstverständlich blos präparatorischer Natur, hat nur den Zweck, zur Ver­
handlung der Hauptsache den Weg zn bahnen, oder diese Verhandlung auf immer abzuwendeu. Erhebt der Pro- 
vocat in Folge der an ihn ergangenen Aufforderung wirklich Klage, so unterscheidet sich das Verfahren, welches 
über die letztere Platz greift, von dem gewöhnlichen Proceßverfahren in Nichts. Leistet der Provocat der Auf­
forderung in der ihm vorgezeichneten Frist keine Folge, so wird ihm vom Gericht in Bezug auf das ihm etwa 
zustehende Klagerecht ewiges Stillschweigen auferlegt.

Die Aufforderung zur Klage kann gerichtet sein, entweder:
Ä. gegen einen bestimmten Gegner, welcher dem Ausfordernden bekannt ist, oder
b. gegen einen unbestimmten Gegner.

Die Provocation erster Art ist in Grundlage der oben unter Ziff. 6 n— l  aufgeführten Rechtsquellen, 
sowie in Grundlage des recipirten gemeinrechtlichen Proceßrechts nur in zwei Fällen statthaft, nämüch:

1) wenn der Auffordernde (Provocant) bescheinigt, daß eine dritte Person sich eines Anspruchs gegen 
ihn berühmt habe, welchen er nicht anerkennt;

2) wenn der Provocant bescheinigt, daß ihm gegen die befürchtete Klage des Dritten Einreden zu­
stehen, deren Verlust oder Gefährdung bei längerer Verzögerung der Klageerhebuug zu befürchten ist.

Der erste Fall hat gewiß nichts Bedenkliches, denn wenn Jemand sich eines Anspruchs gegen einen 
Dritten berühmt und diesein dadurch eine wohlbegründete Besorgniß einflößt, so kann er sich nicht beschweren, 
wenn er durch den bedrohten Dritten genöthigt wird, seine Berühmungen dnrch Erhebung rechtsförmücher Klage 
zur Wahrheit zn machen oder aber zu gewärtigen, daß ihm, falls er der Aufforderung des Richters keine Folge
leistet ewiges Stillschweigen auferlegt wird. , .

Der zweite Fall kann insbesondere zn dem Bedenken Anlaß geben, daß sich ein Fall Weser Art gar
nicht ereignen könne, weil Einreden durch Verjährung nicht erlöschen.

Allein selbst wenn man von dem Verlust einer Einrede durch bloßen Zeitablauf ab sieht, läßt sich in
sehr zahlreichen Fällen denken, daß eine Einrede dnrch Veränderung der zur Zeit obwaltenden Umstände verloren
gehen oder doch unwirksam werden kann. Man denke sich z. B. den Fall, daß der Bürgen, die für einen Andereil
gut gesagt haben, mehrere vorhanden sind. Wird einer von diesen Bürgen auf das Ganze belangt, sô  steht rhm
nach Art. 4524 des Thl. I I I  des Provinzialrechts die Nechtswohlthat der Theilung (exel^tio cUvisioms) zu.

Die Theilnngseinrede gewährt nur bei Zahlungsfähigkeit der Bürgen Nutzen. Zögert nun der Gläubiger
mit Anstellung der Klage, so kann es geschehen, daß über das Zögern einige oder alle anderen Bürgen zahlungsunfähig
werden, was die Folge hätte, daß die Einrede des auf das Ganze belangten Bürgen diesem kemen oder doch
nur geringeren Nutzen bringt.  ̂ / er ^

'Werden aber die beiden Fälle, in denen die Provocation gegen bestimmte Gegner zugelassen wird,
im Princip anerkannt, so ergeben sich die Conseqnenzen daraus fast von selbst und dürfte es genügen  ̂ sich m
dieser Beziehung einfach auf die Bestimmungen der Art. 596— 602 des Entwurfs zn beziehen. Das Verfahren
der Aufforderung zur Geltendmachung von Rechten ist durch die Natur der Sache gefordert und findet außerdem
feine Begründung in dem Art. 986 und der dazu gehörigen Anmerkung des Thl. 111 des Provinzialrechts.

Was endlich die Provocation unbestimmter Gegner betrifft, so leuchtet die absolute Nothwendigkeit 
derselben so sehr von selbst ein, daß man sich füglich begnügen kann, unter Bezugnahme auf die schon oben
angeführten Rechtsquellen hervorzuheben, daß  ̂ ^  m..

1) die Edictalladung zur Ausmittelung der Erben und der Erbschafts-Glaubiger dnrch die Art.
2451 n. 2452, 2598 und 2619'des Thl. I I I  des Provinzialrechts; ^

2) die Edictalladung bei Veräußerung von Immobilien und Behufs Löschung voNoHhhvtheken und 
Neallasten, so wie wegen verlorener Schnldurkunden insbesondere dnrch den Art. 3019 1. e., und

3) die Edictalladung bei Stiftung oder Aufhebung eines Familienfideicommisses dnrch die Art. 3538, 
2576 1. e.

speciell angeordnet werden und daß daher eine Darstellung des, bei diesen Edictalladungen zu beobachtenden 
Verfahrens im Proceßeniwurf schlechterdings nicht unterbleiben durfte.



10. Begrimdlmg des Punkt 2 des Art. 699.
I n  Bezug auf den Punkt 2 des Art. 699 hat die Civileberverwaltung zu bedenken gegeben:

^ b  es nicht sachgemäß tväre, die ^etbhiktüubige Berufung gegen ôtche Entscheidungen, in denen über 
die am angeführten Orte bezeichneten preceßhinderuden Einreden erkannt worden, für unstatthaft 
zu erklären und der beschwerten Partei gegen Entscheidungen der gedachten Art das Rechts­
mittel der Beschwerde gegen das Gericht offen zn lassen.

Ans den ersten Blick scheint dieser, augenscheinlich durch die Art. 783— 791 der Civilproceßordnung
des Reichs inspirirte Vorschlag sich dadurch zu empfehlen, daß er eine Abkürzung und Vereinfachung des Ver­
fahrens anstrebt; denn die Frage, ob vorgeschützte proeeßhindernde Einreden begründet seien oder nicht, würde ihre 
allendliche Erledigung im Wege der Beschwerde allerdings rascher finden, als im Wege der Berufung.

So wichtig aber auch die Rücksicht ans die Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens sein
mag, so muß sie doch der höheren Rücksicht Weichen, die der Proceß auf die Gründlichkeit der Sachverhandlung 
und auf die conseguente Durchführung der leitenden Proceßprincipien zu nehmen hat. — Von diesem Standpunkt 
aus betrachtet, dürfte die Ablehnung des Vorschlages durch gewichtige Gründe unterstützt werden, wie gleich näher 
erörtert werden soll.

Schon das Prädieat „proceßhindernd" bekundet, daß die proeeßhinderuden Einreden solche seien, durch 
deren Vorschützung der Epcipient voll der Einlassung ans die Hauptsache befreit wird. —  Erwägt mail dabei, daß 
die im Punkt 2 des Art. 699 bezeichneten proceßhiudernden Einreden durchweg solche Präsudieialpnukte zum
Gegenstände haben, von deren vorausgehender Erledigung die Möglichkeit einer rechtsgültigen Verhandlung und
Entscheidung der Hauptsache abhäugt, so leuchtet ein, daß der Epeipient durch Vorschützung der gedachten proceß-
hiuderndern Einreden mindestens die Befngniß erlangen muß, die Verhandlung zur Hauptsache bis zur rechts­
kräftigen Entscheidung über seine proeeßhinderuden Einreden ablehneu zn dürfen. Eben deshalb bestimmt Art. 331 
des Proceßentwurfs, daß über proeeßhinderude Einreden gesondert zu verhandeln und zu entscheiden fei, wenn der 
Beklagte auf Grund derselben die Verhandlung zur Hauptsache verweigert oder das Gericht auf Antrag oder von 
Amtswegen die abgesonderte Verhandlung beschließt.

Dieses Ablehuungsrechts würde nun aber der Epcipient verlustig gehen, wenn man ihm im Fall richter­
licher Verwerfung der vorgeschützten proceßhiudernden Einreden das Rechtsmittel selbstständiger Berufung ent­
ziehen und ihm an Stelle des letzteren das Rechtsmittel der Beschwerde Wider das Gericht oder die Nichtigkeitsbe­
schwerde einräumen wollte. Denn da die beiden zuletzt erwähnten Rechtsmittel keine aufhaltende Kraft haben, 
so Ware der Epeipient genöthigt, sich aus die Hauptsache trotz dem einzulasseu, daß die ganze Verhandlung über 
die Hauptsache in dem Fall null und nichtig ist, wenn der Epcipieut mit der Beschwerde in der Beschwerde- 
iustanz durchdriugt.

Die Beschwerde wider das Gericht kann, selbst wenn man von dem oben erörterten Grunde absehen
wollte, auch um deshalb nicht all die Stelle der Berufung treten:

1) weil die Beschwerde bei dem Gericht, gegen dessen Verfügung sie gerichtet ist, erhoben, und in der
Regel von diesem Gericht geprüft werden muß, was doch in einem Fall, wo das Gericht sich
mittelst Urtheils beiden Parteien gegenüber ausgesprochen, unstatthaft erscheint;

2) weil in Folge einer erhobenen Beschwerde nach dem Proceßentwurf weder eine schriftliche noch 
eine mündliche Verhandlung zwischen den Parteien stattfindet, eine solche aber, wenn es sich um
eine der 3 bezeichneten proeeßhinderuden Einreden handelt, wegen Wichtigkeit des Gegenstandes
und wegen ganz unmittelbarer Betheiligung beider streitenden Parteien schlechthin unerläßlich sein 
dürfte, sofern nicht die Gleichheit der Parteien und das Princip der Mündlichkeit Preis gegeben 
werden sollen; ^

3) endlich weil, wenn man dem Gericht, welches zn der Beschwerde Veranlassung gegeben, die Be- 
prüfung solcher Beschwerden, die proeeßhindernde Einreden zum Gegenstände haben, ausnahmsweise
entziehen und rücksichtlich dieser Beschwerden wieder ausnahmsweise eine mündliche Verhandlung
vor dem angerufeneu Richter zulassen wollte, die Beschwerde wider das Gericht mit der Berufung 
fast zusammenfallen würde.

Zum Schluß drängt sich noch die Erwägung auf, daß die Verzögerung, die bezüglich der Verhandlung 
der Hauptsache bel Aufrechterhaltnng des Punkt 2 des Art. 699 eintreteu kann, durch die Kürze der Berusnngs-
fnst lln hohen Grade abgeschwächt wird und in allen Fällen, wo eine besondere Sachbeschleunigung noll-wendig
er-schemt, schon durch den Proceßentwurf selbst vollständig ausgeschlossen ist, wie sich in dem ordentlichen Verfahren 
vor Emzelnchteru aus Art 518, im Execntivverfahreu aus Art. 572, im Wechselverfahren aus Art. 575 im 
Besitzproceß aus Art. 644, im Arrestproceß aus Art. 659 und im Haudelsproceß ans Art. 688 des Proceß- 
eutwurfs auf das Unzweideutigste ergiebt.

Anmerkung. Der Punkt 3 des Art. 699 zielt hin auf die Art. 498 Aliuea 2 und 3, 659, 660 Alinea 2 und
863. Angezogen sind diese Artikel nicht, weil im Concursproceß noch andere hierher gehörige
vorkommeu werden Sobald der Concllrsproceß vollständig vorliegt, sollen zum Punkt 3 des Art. 
699 alle erforderlichen Allcgate hmzugestigt werden.

11. Begründung der Pfändung der Früchte auf dem Halm.
Auf dem Halm befindliche Früchte sind Pertinenz des Grundstücks, in welchem der Halm wurzelt (Art. 

ooo und o56 des Th. I I I  des Provinzialrechts) und können daher nicht als bewegliche Habe angesehen werden. 
Auf der ändern Seite lassen sich die Grundsätze, welche für das Vollstreckungsverfahren gegen Immobilien gelten 
auf dle Pfändung der H-rüchte auf dem Halm neben vielen ändern Gründen auch aus dem Grunde nicht anwendei/ 
weck dre Früchte, sobald sie von ihrer natürlichen Verbindung mit dem Erdboden getrennt werden, in die Kategorie 
des beweglichen Gutes übergehen. Ebendeshalb war es nothwelidig, besondere Vorschriften für das Verfahren zu 
geben, welches für die Zeit von Pfändung der Früchte auf dem Halm bis zu deren Perception, beziehungsweise 
^^..^o lw rgang ili die Kategorie der beweglichen Habe maßgebend ist, und möchten diese Vorschriften um so un- 
erlaßlnher seui, als sich bei dieser Art der Vollstreckung ganz besonders diejenigen Mißbrauche befürchten lassen
denen m den Art. 872, 873 und 874 des Entwurfs hoffentlich in wirksamer Weise vorgebeugt worden.



12. Vegrimdmlg der Zwangsversteigerung unbeweglicher Sachen.
^ 0 ^ ,  welcher die Zwirngsversteigeruiig eines J m m o L i ls  dem Colleaialaerickt der L e l^ n t - , ,  

^ n k . 7 Ä c h 5 u l l - - ! k ^  3 S 4 8  d-S T h l .  „ I  d-S ProoinzialrcckM n„d d m  das-.bst

v i u z i a l , c c h t ^ b c d i ^ ^ ^ ° ' ^ " ^  ^ " k e l  dcS E n tw u r f s  ist durch dir A r t .  1 5 7 7  und 3 0 0 6  drS T h , .  III des P r o -

D ie  R cgc lu  über die freiwillige Versteigeruug von Ju n n o b it icu ,  uuf welche R cae lu  A r t  8 8 6  des E n t -SLJALL rL" - B. ch' L LL L
N i l  f l  9  ^  und rechtfertigt sich ans  dem provinziellen Pfandrecht .  D a  nämlich nach

 ̂ ^  c /  Provmzial rechts  die Privlleglrten Pfandrechte einen Vorzug  vor den nicht vrivile-
grrten, und die mgros i i r ten,  d. H. m  das Hypothekenbnch eingetragenen,  vor den nicht ingrossirten Pfandrechten

U 'b n g e n  gleicher Beschaffenheit der P fandrechte  das  ä ltere dem jüngeren ^
^  des ber der Versteigerung zu erzielenden K aufpre ises  n u r  nach M a ß g a b e  dieser V o r ru a s -

n ^  l)ypothekarische.l und sonstigen P fan d g län b ig e r  um  so n o t h ^ n d i a e !
is Gelegenheit  gegeben werden m uß, gegen die Berkaufsbedm gnngen, die Berste igerungsfrist  und den P l a n  

äraufpreises E inwendungen zu erheben und überhaupt das In teresse  zu wahren welches sie 
^ " ^ o l g e r n n g  des V m m obü s  haben, ein In te resse ,  d as  besonders dann gefährdet werden kann wenn der 

erzielte K aufpre is  nicht ansreicht, um  alle ans dein Im m o b i l  besicherten F orderungen  zu decken A u s  allen diesen 
rechtlichen Bewand.iissen erklären sich die in den A rt .  8 9 8 - 9 0 3  enthaltrmen B estim nm ngen '

D ie  B efngniß  der B e the i l ig ten ,  V ereinbarungen über die Versteiaerunasfr is t  rn t re i^ n  
« S «  « »  A l lg - '» e in m  anerkannt. W em , ihr aber in  dem S c h ln ß a l in ea  eine nicht ; n « b e r s t e i q n » e  Schranke 

urch Fcststclluug dcS M iu u u u iu  vou 6 Woche» g-zogcu ist, so rechtfertigt sich das au s  der E rw ä g u n g ,  daß dic 
s 'faudglaubiger zur W-chruug und Gelteudmachuiig ihrer Gcrcchtsamc und die Kauflicbhaber, m u in dieser E iacu - 
sthaft -m °r  ihren, Juteresse eutsprecheudeu W eise auftreteu zu können, doch einige Z e i t  vorher von der Vevor- 
sc -cnden Versteigerung K enn tm ß  erhalten innsscn. Sticht weniger einleuchtend möchte sein, daß die I n h a b e r  solcher 
O b liga tio nen ,  in denen die F r is t  der Versteigerung ve r tragsm äß ig  fcstgcstcllt ist,  ans die etwaigen späteren B c r -  
m chaningen  der J ichaber nachstehender O b lig a t io n en  keine Rücksicht zu nehmcn verpflichtet sind, da die I n h a b e r  
spater eorrobourter O b lig a t io n en  nach dem Hypothek-,irccht der O stsec-G onvcrnen ie ii ts  sich a lles ,  in den ihnen
' Ä  s ' s l ' !  1 I M  ein Prohibitionsgesctz verstoß,.(Vergl. A rt .  1 5 8 1 — 1 5 8 8  des T h l .  III des Provinzialrechts).  "

e r  .  D a s  Recht der J l i t -resf-n ten,  von den znm B ie te n  znznlasf-ndcn P e r son en  die Dcp o n i ru n q  e i n e s .S a f t -
w o rd m  K-i ,  ' s  t  t ^  " ' v ?  D lis -c -G °»veriic ii icn tS  auf gewohnheitSrechtlichcr G ru n d lag e  stets geübt
wo.den. C s  kann sich leicht ereignen, daß eine P e rso n  an, M eis tbo t  bleibt und den Zuschlag e rhä lt  die binterbcr 
des T M  l ' l / v ' ^  Kanfbediiignngen z,, erfülle,,. I n  einem solchen F a l le  wird das Im m o b i l  nach A rt .  3 9 6 8  

^ Pr-°v,,,z,alr-chts fü r  Rcchiiniig und G e fah r  d-S säiimigen MeislbieterS von Neuen, aiiögebotcn
H a t t e  nnn  der M -is tb le tc r  beim B eg inn  des ersten AnöbotS einen Haftschilling nicht d -p o n i r t ,  so würden di- 
Kosien des e rscn  A n sb o ts  dem Elgenthilnicr des Jm m o b i lS  oder den P fandg länb igern  zu Last fa l len , wenn der 
saniiiigc .Neistbieter zur Lcckung dieser von ihm verschuldeten Kosten die nöthigcn M i t t e l  nicht besitzt D ie  
nbrigen von der Zw angsvers te igerung der Im m o b i l ie n  handelnden Artikel rechtfertigen sich durch die N a tu r  der 
S ach e  lind durch die IN ihnen selbst angezogenen A r t .  des T h l .  III des Provm zialrechts .

Zum Druck befördert.
Präsident der Ceiüral-Zustiz-Commission Baron v . d. Hoben.

Druck von W . F. Häcker in Riga. 1805.
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